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II. Zusammenfassung 

A. Verbandsbeschwerde und Verfassungsrecht 

1. Das Verbandsbeschwerderecht geniesst gemäss geltender Rechtslage keinen 
verfassungsrechtlichen Schutz. Daran würde sich auch bei einer allfälligen 
Aufnahme des von den Initianten vorgeschlagenen Art. 30a I-BV in den Ver-
fassungstext nichts ändern. Zwar nimmt diese Bestimmung explizit auf das 
Verbandsbeschwerderecht Bezug, sie äussert sich jedoch nur dazu, wann die 
Verbände über keine Beschwerdemöglichkeit verfügen sollen. Art. 30a I-BV 
verankert damit keinen positiven Schutz des Verbandsbeschwerderechts. 

2. Die Platzierung von Art. 30a I-BV im Grundrechtsteil ist in systematischer 
Hinsicht verfehlt. Zudem sprechen Argumente der Normenhierarchie für eine 
Verankerung des Anliegens der Initianten auf gesetzlicher Ebene. 

B. Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten 

3. Da sich die Initiative auf das Verbandsbeschwerderecht in «Umwelt- und 
Raumplanungsangelegenheiten» erstreckt, führt sie zu einer Beschränkung der 
in Art. 12 NHG, Art. 55 USG und Art. 28 GTG verankerten Verbandsbe-
schwerderechte. Bei einer Annahme des Volksbegehrens würde auch die in 
der bundesgerichtliche Rechtsprechung entwickelte Legitimation zur Anfech-
tung planungsrechtlicher Entscheide durch die Verbände eine Limitierung er-
fahren. 

C. Auslegungsschwierigkeiten 

4. Die im Rahmen des vorliegenden Gutachtens vorgenommene Auslegung des 
Initiativtexts orientiert sich primär am Wortlaut von Art. 30a I-BV. Die Ab-
sicht der Initianten und auch das Verständnis von Bundesrat, Parlament und 
Stimmvolk können im heutigen Zeitpunkt und auf Grund der vorliegenden In-
formationen nicht abschliessend beurteilt werden. Zu einem späteren Zeit-
punkt könnte sich daher eine andere Auslegung aufdrängen als die hier unter 
den zurzeit vorliegenden Informationen vorgenommene. 

5. Der Wortlaut von Art. 30a I-BV weist Unklarheiten auf und ist verschiedenen 
Auslegungsergebnissen zugänglich. Die Auslegungsschwierigkeiten sind zum 
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einen darin begründet, dass das Beschwerderecht nicht nur gegen, sondern bei 
Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden des Volkes entzogen werden soll. Zum 
anderen soll für einen Ausschluss des Verbandsbeschwerderechts bereits aus-
reichend sein, dass Erlasse, Beschlüsse und Entscheide auf Volksabstimmun-
gen in Bund, Kantonen oder Gemeinden beruhen. Schliesslich ist der Initiativ-
text nicht in allen vier Landessprachen gleichlautend.  

D. Mögliche Auslegungsergebnisse 

6. Die engste Auslegung des Initiativtexts kommt zum Schluss, dass nur Erlasse, 
Beschlüsse und Entscheide, die vom Volk in Bund, Kantonen oder Gemeinden 
selber verabschiedet bzw. getroffen werden, künftig nicht mehr Anfechtungs-
objekt des Verbandsbeschwerderechts bilden sollen. Eine extensivere Interpre-
tation des Initiativtexts gelangt demgegenüber zum Ergebnis, dass ein be-
stimmter Konnex zwischen einem demokratischen Entscheid und dem An-
fechtungsobjekt der Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausreichend ist, um das 
Verbandsbeschwerderecht auszuschliessen. Die Hauptschwierigkeit bei die-
sem Auslegungsergebnis besteht darin, dass aus dem Initiativtext nicht klar 
hervorgeht, wie eng dieser Konnex zu sein hat. Dem Wortlaut von Art. 30a  
I-BV könnte schliesslich auch ein Begehren um gänzliche Abschaffung des 
Verbandsbeschwerderechts entnommen werden. Diese Lesart entspricht aller-
dings wohl nicht dem Willen der Initianten. 

E. Umsetzungsvorschlag 

7. Die Unbestimmtheit von Art. 30a I-BV macht im Falle einer Annahme durch 
Volk und Stände eine Konkretisierung auf gesetzlicher Ebene notwendig. Die 
Art und Weise der Umsetzung hängt dabei massgeblich vom Auslegungser-
gebnis ab. 

8. Wird die Initiative in einem engen Sinne ausgelegt, drängt es sich auf, Art. 12 
NHG, Art. 55 USG und Art. 28 GTG (bzw. die sich nach Umsetzung der par-
lamentarischen Initiative Hofmann zum Verbandsbeschwerderecht äussernden 
Bestimmungen) dahingehend zu ergänzen, dass Erlasse, Beschlüsse und Ent-
scheide des Volkes oder der Parlamente auf der Ebene der Gemeinden, der 
Kantone und des Bundes künftig vom Verbandsbeschwerderecht ausgenom-
men sind. Ungleich schwieriger gestaltet sich die Situation bei einem extensi-
veren Auslegungsergebnis, da in diesem Fall der Konnex zwischen einem de-
mokratischen Entscheid und dem Anfechtungsobjekt des Verbandsbeschwer-
derechts, der zu einem Ausschluss von letzterem führt, auf gesetzlicher Ebene 
näher konkretisiert werden muss. Die Umsetzung der Initiative kann verfas-
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sungsrechtlich sowohl auf dem Weg einer Partialrevision der bestehenden Re-
gelung des Verbandsbeschwerderechts als durch die Verabschiedung eines 
neuen Erlasses erfolgen. Bei beiden Umsetzungsvarianten steht das Ziel im 
Vordergrund, im Hinblick auf die Schaffung von Rechtssicherheit und zur Ga-
rantie einer gewissen Homogenität im Bundesstaat bundesrechtlich festzule-
gen, in welchen Fällen das Beschwerderecht der Umweltorganisationen künf-
tig ausgeschlossen sein soll. Zu klären gilt es insbesondere, wie eng der Kon-
nex zwischen dem legitimierenden Volksentscheid und dem konkreten Projekt 
sein muss, damit das Verbandsbeschwerderecht i.S.v. Art. 30a lit. a I-BV zu-
künftig ausgeschlossen werden darf. 

F. Verfassungsrechtliche Beurteilung 

9. Die Ungleichbehandlung von Entscheiden gleicher materieller Tragweite in 
Bezug auf die Unterstellung unter das Verbandsbeschwerderecht entbehrt 
sachlicher und vernünftiger Gründe und verstösst daher gegen das Gebot der 
Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung (Art. 8 Abs. 1 BV). Demgegenüber ist 
die Ungleichbehandlung der Umweltschutzorganisationen gegenüber den an-
deren Beschwerdeberechtigten in Bezug auf Entscheide, die auf Volksabstim-
mungen beruhen, unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit unproblematisch, da 
die verschiedenen Kategorien von Beschwerdelegitimierten nicht als „gleich“ 
i.S.v. Art. 8 Abs. 1 BV betrachtet werden können. Kritisch zu beurteilen ist 
diese Unterscheidung allerdings unter Willkürgesichtspunkten (Art. 9 BV), da 
das Begehren kaum zur Verhinderung von Verfahrensverzögerungen beizutra-
gen vermag.  

10. Bei einer Annahme der Initiative würde das Verbandsbeschwerderecht auf 
Bundesebene in einer Art und Weise umschrieben, die mit dem gegenwärtigen 
System des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes nicht in Einklang steht. 
Der Umfang des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes wird im geltenden 
Recht im Sinne eines Minimalstandards vom Bundesgesetzgeber definiert, um 
einen reibungslosen Anschluss des kantonalen Rechtsmittelverfahrens an das-
jenige des Bundes zu gewährleisten (vgl. Art. 98a OG, Art. 104 Abs. 1 BGG). 
Art. 30a I-BV führt demgegenüber zu einer Abkehr von bundesrechtlichen Mi-
nimalvorschriften, da der Umfang des Verbandsbeschwerderechts nach dem 
Willen der Initianten letztlich von der Ausgestaltung des kantonalen und 
kommunalen Rechts abhängt. 
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III. Einleitung 

A. Ausgangslage 

11. Am 1. November 2004 reichte das Initiativkomitee «Schluss mit der Verhinde-
rungspolitik» unter der Leitung der FDP des Kantons Zürich bei der Bundes-
kanzlei die Unterschriftenlisten zur eidgenössischen Volksinitiative 'Ver-
bandsbeschwerderecht: Schluss mit der Verhinderungspolitik – Mehr Wachs-
tum für die Schweiz!' ein. Die Volksinitiative wurde nach positiver Vorprü-
fung durch die Bundeskanzlei im Bundesblatt publiziert1. Die Sammelfrist 
läuft noch bis zum 16. Mai 2006. 

__________________________________ 
1  BBl 2004, S. 6647 ff. 
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12. Die Volksinitiative lautet: 

"I 

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt 
geändert: 

Art. 30a Verbandsbeschwerderecht (neu) 

Das Verbandsbeschwerderecht in Umwelt- und Raumpla-
nungsangelegenheiten nach den Artikeln 74–79 ist ausge-
schlossen bei: 

a. Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden, die auf 
Volksabstimmungen in Bund, Kantonen oder Ge-
meinden beruhen; 

b. Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden der Parla-
mente des Bundes, der Kantone oder Gemeinden. 

 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung wer-
den wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 2 (neu) 

2. Übergangsbestimmungen zu Art. 30a (Verbandsbe-
schwerderecht) 
1 Artikel 30a tritt spätestens auf Ende des der Volksab-
stimmung folgenden Jahres in Kraft. 

2 Der Bundesrat kann einen früheren Zeitpunkt ansetzen. 

13. Das geltende Recht sieht ein Verbandsbeschwerderecht in Umwelt- und 
Raumplanungsangelegenheiten im NHG, im USG sowie im GTG vor2. In den 
vergangenen Jahren wurde von verschiedener Seite teilweise massive Kritik 
am Verbandsbeschwerderecht geübt3. Auf politischer Ebene wurde seit den 
90er Jahren eine kaum mehr überblickbare Anzahl Vorstösse zur Abschaffung 
oder substanziellen Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts ein-

__________________________________ 
2  Zu den Verbandsbeschwerderechten ausserhalb des Umweltrechts vgl. RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, 

Umweltrecht, N 803; HÄNER, Beteiligte, N 1046 ff. 
3 Zum Dauerbrennerthema vgl. BRUNNER/KELLER, Umweltschutzgesetz, S. 12 f., 22 f. Zu den pro-

minentesten Kritikern zählt die Avenir Suisse. Sie hat in den vergangenen Jahren zwei Studien 
zum Verbandsbeschwerderecht veröffentlicht, die aufzuzeigen versuchen, wie zahlreiche Projekte 
zur Entwicklung der Wirtschaft durch Beschwerden von Umweltschutzorganisationen behindert 
wurden. Vgl. RENTSCH, Umweltschutz auf Abwegen; PRAPLAN, recours. Dazu die kritische Re-
zension der Studie von Hans Rentsch durch ARNOLD MARTI, URP 2004, 354 ff. 
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gebracht4. Derzeit beschäftigt sich das Parlament im Zusammenhang mit der 
Umsetzung der parlamentarischen Initiative Hofmann5 mit dem Verbandsbe-
schwerderecht. 

B. Auftrag und Fragestellung 

14. Im Auftrag der Schweizerischen Eidgenossenschaft, vertreten durch das Bun-
desamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL), sind im Rahmen des 
vorliegenden Rechtsgutachtens Fragen verfassungs- und verfahrensrechtlicher 
Natur zu prüfen, welche die eidgenössische Volksinitiative 'Verbandsbe-
schwerderecht: Schluss mit der Verhinderungspolitik – Mehr Wachstum für 
die Schweiz!' aufwirft. 

15. Der Auftrag umfasst mit Blick auf die Ausarbeitung einer Botschaft des Bun-
desrates die Erörterung folgender Fragen: 

1. Wie verhält sich der neue Art. 30a BV zur geltenden ver-
fassungsrechtlichen Lage in Bezug auf das Verbandsbe-
schwerderecht? Führt er insbesondere dazu, dass das 
Verbandsbeschwerderecht, soweit es Artikel 30a nicht 
ausschliesst, in der Verfassung verankert wird? 

2. Wie ist die Initiative auszulegen? Insbesondere: Welche 
Erlasse, Entscheide und Beschlüsse sind vom Verbands-
beschwerderecht ausgeschlossen? Welche Folgen ergeben 
sich aus allfälligen Unklarheiten? 

3. Wie ist – bei Annahme der Initiative – der verbleibende 
Anwendungsbereich des Verbandsbeschwerderechts mit 
Blick auf seinen spezifischen Zweck zu beurteilen? 

__________________________________ 
4 Eine Anfang 1998 lancierte Verfassungsinitiative zur Abschaffung des Verbandsbeschwerde-

rechts scheiterte bereits an der erforderlichen Unterschriftenzahl (vgl. BBl 1998 I 36). Im Juni 
2000 leistete der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative von Hans Fehr zur Abschaffung 
dieses Instruments (99.442, Bau- und Planungsbereich. Abschaffung des Verbandsbeschwerde-
rechts) keine Folge. Ebenso lehnte der Nationalrat eine Motion von Christian Speck ab (98.330, 
Beschwerdeberechtigte Umweltschutzorganisationen: Ausschlusskriterium bei illegalen Aktivitä-
ten). Im Dezember 2003 sprach sich der Nationalrat erneut gegen die Abschaffung des Verbands-
beschwerderechts aus, als er einer entsprechenden Initiative von Nationalrat Jakob Freund 
(02.441, Hemmschuh Verbandsbeschwerderecht) keine Folge gab. Hingegen hat der Nationalrat 
ein Postulat der Rechtskommission des Nationalrates überwiesen (00.3188, Verbandsbeschwerde-
recht. Verhandlungscharta), das den Bundesrat ersucht zu prüfen, wie eine Verhandlungscharta 
als Ehrenkodex für Gesuchsteller und beschwerdeberechtigte Organisationen geschaffen werden 
kann. Schliesslich wurden im Anschluss an die im Frühjahr 2004 eingelegten Rekurse gegen das 
Stadionprojekt Zürich sowie ein Bauprojekt der Firma IKEA 19 parlamentarische Vorstösse ein-
gereicht. 

5 Siehe dazu hinten IV.C. 
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4. Verfassungsrechtliche Beurteilung von folgenden Punk-
ten, insbesondere in Bezug auf das verfassungsmässige 
Gebot zur ordnungsgemässen Umsetzung des Bundes-
rechts (Art. 46 Abs. 1 BV), das Rechtsgleichheitsgebot 
(Art. 8 Abs. 1 BV) sowie das Legalitätsprinzip (Art. 5 
Abs. 1 BV): 

a) Die Ungleichbehandlung in Bezug auf das Beschwer-
deverfahren von Entscheiden, die auf Volksabstim-
mungen oder Parlamentsbeschlüssen beruhen, gegen-
über anderen Entscheiden gleichen materiellen Inhal-
tes/Tragweite. 

b) Die Ungleichbehandlung von Umweltschutzorganisa-
tionen gegenüber den übrigen Beschwerdeberechtig-
ten in Bezug auf das Beschwerdeverfahren gegen Ent-
scheide, die auf Volksabstimmungen oder Parlaments-
beschlüssen beruhen. 

c) Der Umstand, dass die grundsätzliche Überprüfbar-
keit in einem Beschwerdeverfahren von bundesrechtli-
chen Anwendungsakten davon abhängt, welches Or-
gan nach dem kantonalen oder dem kommunalen 
Recht für solche Anwendungsakte zuständig ist. 

5. Das Gutachten soll auch konkrete Hinweise enthalten, wie 
die neue Verfassungsbestimmung bei Zustandekommen 
und Annahme der Initiative im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen über das Verbandsbeschwerderecht nach 
USG, NHG und GTG (unter Berücksichtigung der parla-
mentarischen Initiative Hofmann) umgesetzt werden kann. 

C. Vorgehensweise 

16. Abschnitt IV gibt einen Überblick über die Bedeutung und Funktion des Ver-
bandsbeschwerderechts, die geltende Rechtslage sowie die Umsetzung der 
parlamentarischen Initiative Hofmann. Diese Ausführungen bilden die Grund-
lage für die Analyse der mit der eidgenössischen Volksinitiative 'Verbandsbe-
schwerderecht: Schluss mit der Verhinderungspolitik – Mehr Wachstum für 
die Schweiz!' verbundenen Implikationen. Mit den Konsequenzen einer expli-
ziten Nennung des Verbandsbeschwerderechts im Verfassungstext befasst sich 
Abschnitt V. Abschnitt VI wendet sich der Auslegung des Initiativtextes zu 
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und erörtert, welche Erlasse, Entscheide und Beschlüsse vom Verbandsbe-
schwerderecht ausgenommen werden sollen. Dabei werden auch Aussagen 
zum Umsetzungsbedarf auf gesetzlicher Ebene gemacht. Anschliessend wird 
der Initiativtext einer kritischen verfassungsrechtlichen Würdigung unterzo-
gen. Eine Zusammenfassung findet sich am Anfang des Gutachtens. 

IV. Geltende Rechtslage und Umsetzung der parlamentari-
schen Initiative Hofmann 

A. Funktion und Bedeutung des Verbandsbeschwerderechts 

17. Mit der korrekten Anwendung und Durchsetzung des materiellen Rechts zum 
Schutz der Umwelt sind primär die rechtsanwendenden Behörden in Bund, 
Kantonen und Gemeinden betraut. Die ratio legis des Verbandsbeschwerde-
rechts liegt in der Erkenntnis, dass dort, wo Nutzungs- und Schutzinteressen 
aufeinanderprallen, den Umweltschutzverbänden eine ausgleichende Funktion 
zukommen soll. Die Verbände sollen das ideelle Interesse an der korrekten 
Einhaltung des Bundesrechts bei besonders umweltgefährdenden Projekten im 
Rechtsmittelverfahren durchsetzen können. Dass daneben ein dringendes Be-
dürfnis für eine besondere Beschwerdelegitimation der Umweltverbände be-
steht, ist insbesondere im Vollzugsdefizit des Umweltrechts begründet6. Da 
Nutzungsinteressen häufig konkreter und notwendiger erscheinen als Schutz-
bestrebungen und vom Gesuchsteller auch deutlich zum Ausdruck gebracht 
werden können, kommt ihnen regelmässig eine grössere Durchsetzungskraft 
zu7. Aufgrund der hohen Normdichte und der Komplexität des Umweltrechts 
fordert die korrekte Rechtsanwendung vor allem kleinere Gemeinwesen mit 
beschränkten finanziellen und administrativen Ressourcen heraus. Verglichen 
mit einem Ausbau des staatlichen Vollzugsapparats handelt es sich beim Ver-
bandsbeschwerderecht um eine kostengünstige Massnahme zur Unterstützung 
einer wirksamen und korrekten Umsetzung des materiellen Rechts8. 

18. Bei Entscheidungen, die Auswirkungen auf die Umwelt haben, mangelt es 
oftmals an Drittbetroffenen, die zur Wahrnehmung umweltbezogener Interes-

__________________________________ 
6 Zum Vollzugsdefizit vgl. LORETAN, N 1 zu Art. 55. 
7 ROHRER, Bedeutung, 3. Kap. N 2. Vgl. auch HÄNER, Rechtsmittelerhebung, S. 44 mit Hinweis auf 

die chancengleiche Vertretung der Umweltinteressen. 
8 FLÜCKIGER/MORAND/TANQUEREL, Evaluation, S. 215 f. Vgl. auch RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, 

Umweltrecht, N 795, die darauf hinweisen, dass das Verbandsbeschwerderecht die Position (klei-
ner) Vollzugsbehörden gegenüber (grossen) Unternehmen stärkt. 
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sen legitimiert wären9. Die Bedeutung des Verbandsbeschwerderechts ist al-
lerdings auch in jenen Fällen nicht zu unterschätzen, in denen neben den Ver-
fügungsadressaten auch Drittbetroffene beschwerdelegitimiert sind10. Letztere 
können zwar einen wichtigen Beitrag zur Vollzugskontrolle leisten, doch sind 
ihre Interessen nicht in jedem Fall mit den Zielen der Umweltschutzgesetzge-
bung identisch11. Zudem besteht tendenziell ein Ungleichgewicht der Kräfte 
von Verursachern und Betroffenen einer Umweltbelastung12. 

19. Nicht zu unterschätzen ist ferner die wichtige präventive Funktion des Ver-
bandsbeschwerderechts. Das Wissen um die Beschwerdemöglichkeit fachlich 
hoch qualifizierter Organisationen hält die rechtsanwendenden Behörden so-
wie die gesuchstellenden Personen dazu an, die anwendbaren Rechtsnormen 
genau zu beachten und die Suche nach optimierten Lösungen zu intensivie-
ren13. 

B. Verankerung auf gesetzlicher Ebene 

1. Natur- und Heimatschutzgesetz 

20. Das Verbandsbeschwerderecht hat erstmals mit dem 1967 in Kraft getretenen 
Natur- und Heimatschutzgesetz Eingang ins schweizerische Recht gefunden14. 
Die Schweiz nimmt damit im internationalen Vergleich eine Vorreiterstellung 
ein. Sie gilt als erstes Land in Europa, welches dieses Instrument in seine 
Rechtsordnung aufgenommen hat.15 Bei den Gesetzgebungsarbeiten für das 
NHG setzte sich die grundlegende Erkenntnis durch, dass den Anliegen des 
Natur- und Heimatschutzes am besten gedient ist, wenn man die Kontrolle 
vertrauensvoll in die Verantwortung von ideellen Vereinigungen lege16.  

21. Gemäss Art. 12 NHG können gesamtschweizerische Organisationen, die sich 
dem Naturschutz, dem Heimatschutz oder verwandten, rein ideellen Zielen 
widmen und seit mindestens 10 Jahren bestehen, gegen Verfügungen, die 

__________________________________ 
9 HÄNER, Beteiligte, N 1025. 
10 Dritten kommt die Beschwerdebefugnis dann zu, wenn sie «in einer besonderen, beachtenswerten, 

nahen Beziehung zur Streitsache» stehen. Vgl. BGE 123 II 376, 378 E. 2; BGE 121 II 171, 174 
E. 2b; EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 25 ff.; HÄFELIN/MÜLLER, Verwaltungsrecht, 
N 1945 ff.; HÄNER, Beteiligte, N 711; ROMY, recours, S. 253; FLÜCKIGER/MORAND/TANQUEREL, 
Evaluation, S. 63 ff. 

11 Vgl. Botschaft USG, S. 824 f. 
12 LORETAN, N 1 zu Art. 55. 
13 FLÜCKIGER/MORAND/TANQUEREL, Evaluation, S. 165 ff.; RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Umweltrecht, 

N 794. 
14 Vgl. Botschaft NHG, S. 96 ff., 105. 
15 FÜHR/GEBERS/ORMOND/ROLLER, Access, S. 79. 
16 Vgl. Amtl. Bull. S 1966 8, 21 ff., 178; Amtl. Bull. N 1966 320, 321 f. 329. 
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letztinstanzlich der Beschwerde an den Bundesrat oder der Verwaltungsge-
richtsbeschwerde an das Bundesgericht unterliegen, Beschwerde ergreifen. 
Anfechtbar sind in Anwendung von Bundesrecht gefällte Entscheide mit Aus-
wirkungen auf die Natur oder die Landschaft bzw. zu Unrecht nicht in An-
wendung von Bundesrecht ergangene Entscheide mit solchen Auswirkun-
gen17. Unbeachtlich ist, ob eine Bundesbehörde die Verfügung erlassen hat, da 
Bundesaufgaben nicht nur von den Bundesbehörden, sondern auch von den 
Kantonen und Gemeinden wahrgenommen werden. Für die Anfechtbarkeit ist 
entscheidend, ob eine Aufgabe konkrete, direkt anwendbare bundesrechtliche 
Gesichtspunkte betrifft. Die angefochtenen Verfügungen müssen sich zudem 
unmittelbar auf die Natur bzw. die Heimat auswirken und einen Bezug zum 
Raum aufweisen, um nach Art. 12 NHG anfechtbar zu sein18. Es können sämt-
liche Rügen erhoben werden, die im Interesse des Natur- und Heimatschutzes 
liegen19. Dieses Beschwerderecht ist ferner gegen Verfügungen gestützt auf 
gewisse Bestimmungen des Waldgesetzes gegeben20. 

2. Umweltschutzgesetz 

22. Eine bedeutende Erweiterung hat der Wirkungsbereich der Verbandsbe-
schwerde 1983 mit der Aufnahme im Umweltschutzgesetz erfahren. Das ideel-
le Verbandsbeschwerderecht gemäss Art. 55 Abs. 1 USG besteht nicht hin-
sichtlich des gesamten USG, sondern ist ausdrücklich auf zwei Anwendungs-
bereiche beschränkt. Schon seit Erlass des USG besteht es bei Verfügungen 
hinsichtlich der Planung, Errichtung und Änderung von UVP-pflichtigen An-
lagen21. Die Beschwerdemöglichkeit ist damit auf Vorhaben beschränkt, von 
denen erwartungsgemäss eine erhebliche Umweltbelastung ausgeht. Gemäss 
bundesgerichtlicher Rechtsprechung können die Verbände22 nur die Verlet-
zung des Umweltrechts rügen. Der Begriff des Umweltrechts wird dabei aller-
dings in einem weiten Sinn verstanden, der neben dem Umweltschutzgesetz 
auch andere Erlasse wie das Waldgesetz23, das Natur- und Heimatschutzgesetz 

__________________________________ 
17 RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Umweltrecht, N 807. 
18 Vgl. BGE 125 II 29, 32 E. 1b; BGE 117 Ib 97, 100 E. 3a; EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, 

S. 58 ff.; HÄNER, Beteiligte, N 1034 ff.; RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Umweltrecht, N 807. 
19 Vgl. BGE 118 Ib 614, 616 f. E. 1c; BGE 115 Ib 472, 479 f. E. 1d bb. 
20 Vgl. Art. 46 Abs. 3 Satz 2 WaG und dazu BGE 121 II 483. 
21 Vgl. BGE 124 II 293, 307 E. 3d; Urteil des Verwaltungsgerichts SG vom 26. August 2003 in 

URP 2003, 748 ff.; HÄNER, Beteiligte, N 1041; ROMY, recours, S. 265 f.; TANQUEREL, voies de 
droit, N 97. 

22 Auch das Verbandsbeschwerderecht nach Art. 55 Abs. 1 USG steht nur gesamtschweizerischen 
Verbänden zu. Vgl. BGE 123 II 289, 291 f. E. 1e. 

23 Dem Waldgesetz kommt unter anderem die Aufgabe zu, den Wald in seiner Fläche und seiner 
räumlichen Verteilung zu erhalten und ihn in seiner Funktion als Schutz vor Naturgefahren zu 
bewahren, vgl. Art. 1 lit. a und b WaG. Das Waldgesetz soll demnächst revidiert werden, wobei 
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etc. umfasst24. Vom Verbandsbeschwerderecht ausgeschlossen sind Projekte, 
die nicht der UVP-Pflicht unterliegen, selbst wenn sie mit grossen ökologi-
schen Implikationen verbunden sind25. Wo eine geplante Anlage Interessen 
des Natur- und Heimatschutzes tangiert, ist allerdings eine Beschwerde nach 
Art. 12 Abs. 1 NHG möglich26. 

23. Der zweite Bereich, in dem das USG das Verbandsbeschwerderecht vorsieht, 
betrifft die Organismen. Mit der Aufnahme eines ideellen Verbandsbeschwer-
derechts ins Gentechnikgesetz wurde Art. 55 Abs. 1 USG dahingehend er-
gänzt, dass den Umweltorganisationen auch gegen Bewilligungen der Bundes-
behörden über das Inverkehrbringen pathogener Organismen, die bestim-
mungsgemäss in der Umwelt verwendet werden sollen27, ein Beschwerderecht 
zusteht. 

3. Gentechnikgesetz 

24. Das jüngste, im Rahmen der Auslagerung des Gentechnikrechts aus dem USG 
beschlossene, Verbandsbeschwerderecht in Umweltangelegenheiten findet 
sich in Art. 28 GTG. Dieses ermächtigt gesamtschweizerische Umweltorgani-
sationen, die mindestens zehn Jahre vor Einreichung der Beschwerde gegrün-
det wurden, gegen Bewilligungen über das Inverkehrbringen gentechnisch 
veränderter Organismen, die bestimmungsgemäss in der Umwelt verwendet 
werden sollen, Beschwerde zu ergreifen. Das Verbandsbeschwerderecht er-
streckt sich damit nicht auf den gesamten Wirkungsbereich des Gentechnikge-
setzes. Gegen Tätigkeiten in geschlossenen Systemen (vgl. Art. 10 GTG) so-
wie gegen Freisetzungsversuche (vgl. Art. 11 GTG) besteht seitens der Um-
weltverbände keine Beschwerdemöglichkeit.  

4. Legitimation zur Anfechtung von planungsrechtlichen Entscheiden 

25. Das Raumplanungsgesetz kennt kein Verbandsbeschwerderecht. Ob bestimm-
te Planungsentscheide mit den oben erörterten, auf Verfügungen zugeschnitte-
nen Verbandsbeschwerderechten angefochten werden können, hängt eng mit 
der rechtstheoretischen Qualifikation des Raumplanes zusammen. Letztere 

__________________________________ 

auch eine Lockerung des Rodungsverbots diskutiert wird, vgl. den Vernehmlassungsentwurf vom 
26. Juni 2005. 

24 Vgl. HÄNER, Beteiligte, N 1042; LORETAN, N 27 zu Art. 55. 
25 EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 57 f., mit Beispielen. 
26 RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Umweltrecht, N 808. 
27 Vgl. Art. 29d Abs. 3 und 4 USG. 
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lässt sich allerdings nicht ohne weiteres vornehmen, da sich Raumpläne so-
wohl den Rechtssätzen als auch den Verfügungen zuordnen lassen28.  

26. Das RPG löst die mit der fehlenden eindeutigen Qualifikation der Raumpläne 
einhergehenden Probleme durch eine eigene, vom OG abweichende Rechts-
mittelordnung. Art. 34 RPG sieht vor, dass gegen Entscheide letzter kantonaler 
Instanzen die Verwaltungsgerichtsbeschwerde in zwei Fällen zum Zug kommt, 
nämlich wenn Entschädigungen als Folge von Eigentumsbeschränkungen (Art. 
5 RPG) oder Ausnahmebewilligungen für Bauten und Anlagen ausserhalb der 
Bauzonen (Art. 24 ff. RPG) streitig sind29. 

27. Daraus lässt sich allerdings noch nicht zwingend ableiten, dass auch eine An-
fechtungsmöglichkeit für Umweltorganisationen besteht. Art. 12 NHG be-
schränkt den Kreis der mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde anfechtbaren Ver-
fügungen nämlich auf solche, die in Erfüllung einer Bundesaufgabe ergangen 
sind. Eine Anfechtung von Ausnahmebewilligungen bzw. Nutzungsplänen im 
Bereich von Art. 24 ff. RPG scheint daher auf den ersten Blick daran zu schei-
tern, dass die Raumplanung in ihrem Wesen Sache der Kantone ist30 und da-
her nur ausnahmsweise als Bundesaufgabe im Sinne von Art. 2 NHG betrach-
tet werden kann. Gemäss bundesgerichtlicher Praxis werden Ausnahmebewil-
ligungen nach Art. 24 RPG jedoch besonders behandelt: Als Bundesaufgabe 
gilt namentlich die Erteilung von Bewilligungen für Bauten und Anlagen aus-
serhalb der Bauzone gestützt auf Art. 24 RPG, sofern geltend gemacht wird, 
sie verstosse gegen die nach Art. 78 Abs. 2 BV und den Vorschriften des NHG 
gebotene Rücksichtnahme auf Natur und Heimat31. Die Verbände können ins-
besondere auch rügen, mit der Schaffung einer Kleinbauzone würden die Vor-
schriften betreffend Erteilung von Ausnahmebewilligungen (Art. 24 ff. RPG) 
umgangen32. 

__________________________________ 
28 So bereits BGE 90 I 345, 350 f. E. 2b; bestätigt unter anderem in BGE 121 II 317, 346 E. 12c; 

BGE 119 Ia 141, 150 E. 5c bb; BGE 1116 Ia 207, 211 E. 3b. Zur rechtstheoretischen Qualifikati-
on des Raumplanes vgl. auch HALLER/KARLEN, Raumplanungs- und Baurecht, N 145 ff.; vgl. 
auch HÄNNI, Umweltschutzrecht, S. 91 f.; HÄFELIN/MÜLLER, Verwaltungsrecht, N 939 ff. 

29 Vgl. dazu JOMINI, N 6 ff. zu Art. 34. 
30 Vgl. Art. 75 Abs. 1 BV. Die Kantone erlassen Gesetze und Pläne und sind für die räumliche Ent-

wicklung verantwortlich. Der Bund verfügt daneben über eine Grundsatzgesetzgebungskompe-
tenz. Er ist nicht befugt, behörden- oder grundeigentümerverbindliche Raumpläne zu erlassen. 
Vielmehr beschränkt sich seine Kompetenz darauf, den Kantonen aufzuzeigen, «auf welche Ziele, 
mit welchen Instrumenten, mittels welcher Massnahmen und gestützt auf welche Verfahren die 
Aufgabe der Raumplanung an die Hand genommen werden soll.» Vgl. LENDI, N 24 zu Art. 75. 

31 Leitentscheid ist BGE 112 Ib 70. Mittels Verbandsbeschwerde anfechtbar ist beispielsweise die 
Bewilligung für eine Motocrosstrainingspiste in einer Kiesgrube (BGE 116 Ib 465). 

32 Vgl. BGE 123 II 289, 291 E. 1b und 1c betreffend die Schaffung einer Kleinbauzone im Land-
wirtschaftsgebiet; BGE 117 Ib 9, 12 E. 2b; HÄNNI, Umweltschutzrecht, S. 551; JOMINI, N 44 zu 
Art. 34. 
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28. Darüber hinaus hat die bundesgerichtliche Praxis die Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde zunehmend auch gegenüber Nutzungsplänen zugelassen, und zwar 
sowohl für Rahmennutzungspläne als auch für Sondernutzungspläne aller Art, 
d.h. für Quartier- und Gestaltungspläne bzw. Überbauungsordnungen, Stras-
senpläne, Kiesabbau- und Deponiepläne33. In einem ersten Schritt hat das 
Bundesgericht die Verwaltungsgerichtsbeschwerde dann für zulässig erklärt, 
wenn ein Nutzungsplan Anordnungen enthält, die in ihrer Funktion Verfügun-
gen im Sinne von Art. 5 VwVG gleichkommen34. Es handelt sich dabei um 
Festlegungen, die sich auf Bundesrecht ausserhalb des Raumplanungsrechts 
stützen oder stützen sollten und die «anlagebezogen derart detaillierte und 
verbindliche Anordnungen treffen, dass allfällig nachfolgende Bewilligungs-
verfahren weitgehend präjudiziert sind oder gar überflüssig werden, weshalb 
gesagt werden kann, es liege insofern eine Verfügung im Sinne von Art. 5 
VwVG vor»35. Das Bundesgericht hat den Anwendungsbereich der Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde sukzessive erweitert und dieses Rechtsmittel auch im 
Zusammenhang mit der Festsetzung von Empfindlichkeitsstufen in Nutzungs-
plänen für anwendbar erklärt, obwohl es sich dabei um eine reine Planungs-
massnahme handelt36. Zudem können nun auch die planungsrechtlichen Rü-
gen mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde vorgebracht werden, soweit das Pla-
nungsrecht sachnotwendig mit dem Umweltrecht zusammenhängt37. 

C. Parlamentarische Initiative Hofmann 

1. Inhalt 

29. Am 19. Juni 2002 wurde von Ständerat Hans Hofmann eine parlamentarische 
Initiative mit dem Titel «Vereinfachung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
sowie Verhinderung von Missbräuchen durch eine Präzisierung des Verbands-
beschwerderechts» eingereicht38. Die parlamentarische Initiative wurde am 

__________________________________ 
33 Diese Praxis kann nicht auf Richtpläne übertragen werden, da diese nicht dafür konzipiert sind, 

individuelle Rechtsverhältnisse zu regeln. Vgl. LORETAN, N 8 f. zu Art. 54; PIERRE TSCHANNEN, 
Besprechung von BGE 121 II 420, AJP 1996, 1142. 

34 Vgl. BGE 118 Ib 11, 14 E. 2c. 
35 BGE 119 Ia 285, 290 E. 3c. 
36 BGE 120 Ib 287. Vgl. auch BGE 121 II 39 sowie BGE 120 Ib 224 betreffend die Anfechtung der 

Ausscheidung von Grundwasserschutzzonen mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde. 
37 BGE 123 II 88, 91 E. 1; BGE 121 II 72, 77 E. 1f. Zum Ganzen vgl. HALLER/KARLEN, Rechts-

schutz, N 1021 f.; LORETAN, N 8 zu Art. 54; KELLER/THURNHERR, Verbandsbeschwerde, 
S. 293 ff. 

38 Parlamentarische Initiative 02.436. Bereits im Dezember 2000 hatte der Ständerat eine Motion 
gleichen Inhalts verabschiedet (00.3476, Motion Hans Hofmann, Präzisierung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und des Verbandsbeschwerderechts im USG und NHG). Diese Motion wurde je-
doch im September 2001 vom Nationalrat abgelehnt (Amtl. Bull. N 2001 988). 
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15. Mai 2003 von der Kommission für Rechtsfragen des Ständerats vorge-
prüft. Am 18. Juni 2003 hat der Ständerat der Initiative ohne Gegenstimme 
Folge gegeben39.  

30. Angestrebt wird einerseits eine Beschränkung des Anwendungsbereichs der 
UVP. Eine solche soll nur dann notwendig sein, wenn ein Bauvorhaben die 
Umwelt tatsächlich und in erheblichem Mass beeinträchtigt. Die Überprüfung 
soll sich auf das zwingend Notwendige beschränken und in einfachen Fällen 
soll eine Verfahrensverkürzung möglich sein. Zudem wird eine Präzisierung 
der Beschwerdemöglichkeit der Umweltschutzorganisationen verlangt und ein 
teilweiser Entzug der aufschiebenden Wirkung dieses Rechtsmittels gefordert. 

2. Umsetzung 

31. Die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates hat im Dezember 2004 im 
Rahmen der Behandlung dieser parlamentarischen Initiative einen Entwurf zur 
Änderung des USG und des NHG verabschiedet40. Dieser wurde in der 
Herbstsession 2005 vom Ständerat beraten, welcher dem Kommissionsvor-
schlag über weite Strecken folgte, teilweise aber Modifikationen vornahm. 

32. Die Einschränkung des Kreises der anfechtbaren Entscheide bildet einen Eck-
pfeiler des Entwurfs. Wie dargelegt, wird der Wirkungskreis des Verbandsbe-
schwerderechts im Bereich des USG massgeblich durch den Begriff der UVP-
pflichtigen Anlagen determiniert41. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird 
gemäss Art. 9 Abs. 1 USG bei Anlagen durchgeführt, welche die Umwelt er-
heblich belasten können. Der Begriff der erheblichen Belastung soll neu in 
Art. 10a Abs. 2 E-USG auf Gesetzesstufe konkretisiert werden. Eine erhebli-
che Umweltbelastung wird lediglich bei solchen Anlagen angenommen, bei 
denen «die Einhaltung der Vorschriften über den Schutz der Umwelt voraus-
sichtlich nur mit projekt- und standortspezifischen Massnahmen sichergestellt 
werden kann.» Weiter wird vorgeschlagen, die Liste der UVP-pflichtigen An-
lagen und die Schwellenwerte periodisch zu überprüfen42.  

__________________________________ 
39 Amtl. Bull. S 2003 667 ff. 
40 Siehe den Entwurf zu einer Änderung des Umweltschutzgesetzes vom 27. Juni 2005 (im Folgen-

den: E-USG) sowie den Bericht der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates vom 27. Juni 
2005, BBl 2005 5351 ff. Nicht betroffen von der Revision ist das mit dem Gentechnikgesetz von 
2003 neu geschaffene Verbandsbeschwerderecht gegen das Inverkehrbringen pathogener Orga-
nismen. Die entsprechenden Bestimmungen sollen daher in einen eigenen Artikel überführt wer-
den (vgl. Art. 55f E-USG). Vgl. dazu KELLER/THURNHERR, Verbandsbeschwerde, S. 310 ff. 

41 Vgl. dazu vorne IV.B.2. 
42 Art. 10a Abs. 3 E-USG. 

 



 18

33. Ferner ist vorgesehen, dass neu nur noch Organisationen, die rein ideelle Zwe-
cke verfolgen, beschwerdelegitimiert sein sollen. Allfällige wirtschaftliche 
Zwecke sollen nur noch insoweit zulässig sein, als sie der Erreichung der  
ideellen Zwecke dienen43. Das Beschwerderecht soll sich zudem auf Rechts-
bereiche beschränken, die seit mindestens 10 Jahren Gegenstand des statutari-
schen Zwecks der Organisation bilden44. Auch ist vorgesehen, dass Umwelt-
organisationen die Gerichtskosten bezahlen sollen, wenn sie in Verfahren vor 
Bundesbehörden unterliegen45. Im Hinblick auf die Schaffung verstärkter 
Transparenz verlangt die Kommission schliesslich, dass die Organisationen 
die Öffentlichkeit über ihre Einsprache- und Beschwerdetätigkeit transparent 
informieren. Die entsprechenden Modalitäten sollen vom Bundesrat auf dem 
Verordnungsweg geregelt werden46. 

34. Der Entwurf widmet sich ferner den Vereinbarungen zwischen Gesuchstellern 
und beschwerdeberechtigten Organisationen47. Vereinbarungen zwischen Ge-
suchstellern und Organisationen über finanzielle oder andere Leistungen sol-
len insofern nicht zulässig sein, als diese bestimmt sind für die Durchsetzung 
von Verpflichtungen des öffentlichen Rechts, insbesondere behördlicher Auf-
lagen, für Massnahmen, die das öffentliche Recht nicht vorsieht oder die in 
keinem Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen, sowie für die Abgeltung 
eines Rechtsmittelverzichts oder eines anderen prozessualen Verhaltens48. 
Diese Bestimmung wird dadurch abgesichert, dass eine Rechtsmittelbehörde 

__________________________________ 
43 Art. 55 Abs. 1 lit. b E-USG; Art. 12 Abs. 1 lit. b Ziff. 2 E-NHG. Das NHG beschränkt das Be-

schwerderecht schon heute auf Organisationen mit ideellem Zweck. Der Bericht der Kommission 
für Rechtsfragen hält fest, dass in der Praxis zur Frage, wann eine wirtschaftliche Tätigkeit einer 
Organisation dem ideellen Zweck dient, eine Abwägung der verschiedenen Tätigkeiten und deren 
Bedeutung für die Organisation durchzuführen sei (Bericht der Kommission für Rechtsfragen des 
Ständerates, S. 5363 f.). Da diese Bestimmung für einige Organisationen zu Problemen führen 
wird, ist vorgesehen, diesen in einer Übergangsbestimmung einen Zeitraum von 3 Jahren zur Ver-
fügung zu stellen, innerhalb dessen sie Gelegenheit haben, ihre Organisationsstruktur an die ge-
änderten gesetzlichen Rahmenbedingungen anzupassen (Ziff. 3 Abs. 3 der Übergangsbestimmun-
gen). 

44 Art. 55 Abs. 2 E-USG; Art. 12 Abs. 2 E-NHG. 
45 Art. 55 E-USG; Art. 12f E-NHG. Dieser Vorschlag zielt auf eine Abkehr von der bisherigen Bun-

desgerichtspraxis, wonach den beschwerdeberechtigten Organisationen im Falle des Unterliegens 
keine Gerichtskosten auferlegt werden (vgl. BGer vom 8. März 1999, URP 2000 654 ff.). Vgl. al-
lerdings BGE 123 II 337, 358 E. 10a, wo das Bundesgericht die Kostenauferlegung an einen Ver-
band wegen der Weitschweifigkeit der Rechtsschrift guthiess. Zudem sind die Verbände gemäss 
geltender Praxis dazu verpflichtet, den obsiegenden privaten Beschwerdegegnern gemäss Art. 159 
OG Parteientschädigungen zu entrichten. 

46 Bericht der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates, S. 5364 ff. Eine blosse Richtlinie wür-
de den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Normierungshöhe wohl auch genügen. 

47 Hinsichtlich der Verhandlungen bei Projekten, die der UVP unterstehen, liegen bereits Empfeh-
lungen vor; vgl. Empfehlungen des Eidgenössischen Departements für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation UVEK für das Verhandeln bei Projekten, die dem Verbandsbeschwerderecht 
unterliegen, Bern 2004. Vgl. dazu MEYER, Aktuelle Probleme, S. 193 ff; PFISTERER, Verhandeln, 
S. 106. 

48 Art. 55c Abs. 2 E-USG; Art. 12d Abs. 2 E-NHG. 
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auf eine Beschwerde nicht eintritt, wenn sie rechtsmissbräuchlich ist oder der 
Gesuchsteller nachweist, dass die Organisation Forderungen nach unzulässi-
gen Leistungen im Sinne von Art. 55a Abs. 2 E-USG bzw. Art. 12 Abs. 2 E-
NHG gestellt hat49. Treffen Gesuchsteller und Organisation eine Einigung, so 
nimmt die Behörde das Ergebnis der Einigung in ihre Verfügung auf, wenn 
diese keine Mängel nach Art. 49 VwVG aufweist50. Die Bestimmungen zur 
Zulässigkeit von Vereinbarungen zwischen Gesuchstellern und Organisationen 
sowie zur Aufnahme der Vereinbarungen in die Verfügungen wurden in der 
parlamentarischen Beratung im Ständerat stark eingeschränkt51. 

35. Zudem werden Vorkehrungen zur Verhinderung von Bauverzögerungen ge-
troffen. Die Kommission strebt insbesondere eine bessere Koordination von 
Umweltschutz und Raumplanung an, wobei sie den Bundesrat mit einer Moti-
on beauftragt, entsprechende Massnahmen vorzusehen52. Immerhin ist im 
Entwurf selber vorgesehen, dass eine Organisation, die gegen einen Nutzungs-
plan mit Verfügungscharakter zulässige Rügen nicht erhoben hat oder deren 
Rügen rechtskräftig abgelehnt worden sind, diese Rügen in einem nachfolgen-
den Verfahren nicht mehr vorbringen darf53. Ebenfalls der Verhinderung von 
Bauverzögerungen sollen Bestimmungen im USG und NHG dienen, wonach 
für jene Anlageteile, deren Ausführung vom Ausgang nicht beeinflusst wird, 
ein vorzeitiger Baubeginn zulässig sein soll54. 

36. Sowohl der Vorschlag der Rechtskommission des Ständerates zur Umsetzung 
der parlamentarischen Initiative Hofmann als auch die Initiative 'Verbandsbe-
schwerderecht: Schluss mit der Verhinderungspolitik – Mehr Wachstum für 
die Schweiz!' möchten primär den für das Wirtschaftswachstum schädlichen 
Bauverzögerungen Einhalt gebieten. Im Hinblick auf die Erreichung dieses 
Ziels wird zu unterschiedlichen Mitteln gegriffen. Der Ständerat hat allerdings 
einen Minderheitsantrag angenommen, welcher in gewissem Sinne eine Brü-
cke zwischen den beiden Vorhaben schlägt. Die Bestimmung zur UVP 
(Art. 10a USG-E) wurde mit einem Abs. 1bis ergänzt, welcher vorsieht, dass 
«die Behörde den Umweltverträglichkeitsbericht [würdigt] und […] das mass-
gebliche Recht unter Abwägung aller relevanten öffentlichen und privaten In-
teressen [anwendet]. Sie achtet dabei auf die öffentlichen Anliegen, die in par-

__________________________________ 
49 Art. 55c Abs. 3 E-USG; Art. 12d Abs. 3 E-NHG. 
50 Art. 55c Abs. 1 E-USG; Art. 12d Abs. 1 E-NHG. 
51 Zur Streichung von Art. 55c Abs. 1 E-USG sowie der entsprechenden Bestimmungen im E-NHG 

vgl. Amtl. Bull. S. 2005 887. 
52 Motion 04.3664, Bessere Koordination von Umweltschutz und Raumplanung, eingereicht am 

15. November 2004. 
53 Art. 55b Abs. 3 E-USG; Art. 12a Abs. 2 E-NHG. 
54 Art. 55a E-USG; Art. 12e E-NHG. Das Bundesgericht stellt gemäss geltender Praxis bei Verwal-

tungsgerichtsbeschwerden in Bausachen die aufschiebende Wirkung, die aufgrund von Art. 111 
Abs. 1 OG generell entzogen ist, in der Regel wieder her. Vgl. LORETAN, N 35 zu Art. 54. 
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lamentarischen und Volksentscheiden zur gleichen Sache zum Ausdruck kom-
men.»55 

V. Verbandsbeschwerde und Verfassungsrecht 

A. Geltende Rechtslage 

37. Das geltende Bundesverfassungsrecht äussert sich nicht explizit zum Ver-
bandsbeschwerderecht. Weder im Grundrechtskatalog (Art. 7–36 BV), noch 
im Abschnitt über «Umwelt und Raumplanung» (Art. 73–80 BV) oder bei 
den Zuständigkeiten des Bundesgerichts (Art. 188–191a BV) ist von der Be-
schwerdelegitimation der Umweltverbände die Rede. 

38. Die Initianten streben an, den Ausschluss des Verbandsbeschwerderechts bei 
bestimmten Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden im Grundrechtskatalog – 
genauer bei den Verfahrensgarantien (Art. 29–32 BV) – zu verankern. Das 
Verbandsbeschwerderecht geniesst gemäss geltendem Recht allerdings keinen 
grundrechtlichen Schutz. Art. 29 und 30 BV statuieren Anforderungen hin-
sichtlich der Ausgestaltung von Gerichts- und Verwaltungsverfahren, ohne 
sich zu deren Anwendungsbereich zu äussern56. Mit dem Recht auf gerichtli-
che Beurteilung befasst sich die Rechtsweggarantie von Art. 29a BV. Danach 
hat jede Person bei Rechtsstreitigkeiten Anspruch auf Beurteilung durch eine 
unabhängige richterliche Behörde. Art. 29a BV lehnt sich an Art. 6 Ziff. 1 
EMRK an und soll der Rechtsprechung der Strassburger Organe im schweize-
rischen Recht Nachachtung verschaffen. Der Gesetzgeber hat die Rechtsweg-
garantie nach Massgabe der gerichtsorganisatorischen Bestimmungen der 
Verfassung (vgl. Art. 188 BV) zu gestalten. Ihm kommt dabei ein erheblicher 
Gestaltungsspielraum zu, den er mit Blick auf das Leitziel, einen effektiven 
Rechtsschutz durch Gerichte zu realisieren, auszunutzen hat57. Der am Indivi-
dualrechtsschutz orientierte Art. 29a BV verpflichtet indes nicht dazu, ein 
Verbandsbeschwerderecht vorzusehen. 

__________________________________ 
55  Amtl. Bull. S 2005 865 (Hervorhebung durch die Verfasserin). Vgl. auch das Votum von Stände-

rat Carlo Schmid-Sutter: «Ich kann einfach sagen, dass der zweite Satz im Prinzip das ist, was die 
Initiative des Freisinns des Kantons Zürich dann in viel schärferer Form auf Verfassungsstufe 
verwirklichen will.» 

56 Vgl. dazu statt vieler HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 829 ff.; RHINOW, Grundzüge, 
N 2727 ff. 

57 KLEY, N 2 ff. zu Art. 29a.  
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B. Bedeutung von Art. 30a I-BV 

39. Art. 30a I-BV äussert sich ausschliesslich dazu, wann das Verbandsbeschwer-
derecht in Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten ausgeschlossen sein 
soll (i.e. bei Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden, die auf Volksabstimmun-
gen in Bund, Kantonen oder Gemeinden beruhen sowie solcher der Parlamente 
des Bundes, der Kantone oder Gemeinden). Die Volksinitiative verzichtet 
demgegenüber auf eine positive Umschreibung des Wirkungsbereichs für die 
Verbandsbeschwerde. Es stellt sich daher die Frage, ob Art. 30a I-BV das 
Verbandsbeschwerderecht, soweit es nicht explizit ausgeschlossen wird, in der 
Verfassung verankert. 

40. Art. 30a I-BV geht implizit vom Bestehen eines Verbandsbeschwerderechts in 
Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten aus. Dies kommt darin zum Aus-
druck, dass der Initiativtext mit den Worten «[d]as Verbandsbeschwerderecht 
in Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten» beginnt. Daraus kann jedoch 
nicht geschlossen werden, dass bei einer Annahme der Initiative das Bestehen 
eines Beschwerderechts für Umweltorganisationen verfassungsrechtlich garan-
tiert sein wird. 

41. Verschiedene Argumente sprechen dagegen, dass der Initiativtext zu einer 
ausdrücklichen verfassungsrechtlichen Festschreibung des Verbandsbe-
schwerderechts führt58. Zum einen weist Art. 30a I-BV nicht explizit auf das 
Bestehen eines solchen Rechtsmittels hin. Der Initiativtext unterscheidet sich 
daher massgeblich von den anderen Bestimmungen im Grundrechtskatalog, 
die allesamt das Bestehen von Rechten statuieren59. Zudem können dem Text 
von Art. 30a I-BV auch keinerlei Hinweise zum Anwendungsbereich des Ver-
bandsbeschwerderechts entnommen werden. Die Initiative äussert sich weder 
zum Umfang der Beschwerdelegitimation noch zu den zulässigen Anfech-
tungsobjekten.  

42. Dem Initiativtext kann insbesondere nicht entnommen werden, dass das Ver-
bandsbeschwerderecht bei einer Annahme des Begehrens in allen übrigen, von 
Art. 30a I-BV nicht erfassten Fällen verfassungsrechtlich garantiert wird. Die-
se Lesart des Initiativtextes würde den Umfang des Verbandsbeschwerde-
rechts im Vergleich zum geltenden Recht massgeblich erweitern. Wie vorne 
dargelegt, besteht in Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten gegenwärtig 
nur ein punktuelles Verbandsbeschwerderecht, das auf einen eng umschriebe-

__________________________________ 
58 A.M. MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9, die festhalten, mit der Initiative würde «das (beschränk-

te) Verbandsbeschwerderecht auf Verfassungsstufe verankert, könnte also nicht mehr durch Ge-
setzes-, sondern nur noch durch Verfassungsrevision geändert oder abgeschafft werden». 

59 Vgl. Art. 7–35 BV. 
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nen Kreis von Anfechtungsobjekten beschränkt ist60. Würde man die Initiative 
so auslegen, dass mit Ausnahme der genannten Erlasse, Beschlüsse und Ent-
scheide ein Verbandsbeschwerderecht besteht, würden insbesondere im Be-
reich des USG, des NHG, des RPG, des GTG und des GSchG (wo bislang 
kein Verbandsbeschwerderecht besteht) zahlreiche neue Beschwerdemöglich-
keiten geschaffen. Dass dies nicht dem Willen der Initianten entspricht, die im 
Verhältnis zur geltenden Rechtslage eine Beschränkung des Verbandsbe-
schwerderechts, nicht aber eine Erweiterung desselben anstreben, kommt be-
reits im Titel der Initiative zum Ausdruck. 

43. Aus dem Gesagten folgt, dass Art. 30a I-BV das Verbandsbeschwerderecht 
nicht auf Verfassungsebene festschreibt, und zwar trotz der systematischen 
Einordnung im Grundrechtsteil. Die Initiative ist ausschliesslich als Leitlinie 
zu Handen des Gesetzgebers zu verstehen, bei der Ausgestaltung des Rechts-
schutzes zumindest in den genannten Fällen kein Verbandsbeschwerderecht 
vorzusehen. Dies führt zum einen dazu, dass auch bei einer Annahme der Ini-
tiative das Verbandsbeschwerderecht auf Gesetzesstufe weiterhin beliebig ein-
geschränkt werden kann – sei es durch eine Limitierung der Beschwerdelegi-
timation, der möglichen Anfechtungsobjekte oder durch verfahrensrechtliche 
Hürden – ohne dass ein Widerspruch zu Art. 30a I-BV entsteht. Auch eine 
gänzliche Abschaffung des Verbandsbeschwerderechts auf Gesetzesstufe wür-
de nicht zu einem verfassungswidrigen Ergebnis führen, sondern Art. 30a  
I-BV nur, aber immerhin, jeglichen Sinnes entleeren61. Die Verbände könnten 
sich jedenfalls nicht auf Art. 30a berufen, um Zugang zu gerichtlichen Über-
prüfungsverfahren in Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten zu erlan-
gen.  

44. Wenngleich Art. 30a I-BV das Verbandsbeschwerderecht zwar nicht auf Ver-
fassungsstufe garantiert, so würde eine Annahme der Initiative immerhin 
erstmals zu einer Festschreibung desselben im Verfassungstext führen und das 
Bestehen der gesetzlichen Verbandsbeschwerderechte in Erinnerung rufen. 
Dies soll allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Initiativtext dem 
Beschwerderecht der Umweltorganisationen keine positiven Konturen verleiht 
und keinerlei Minimalgarantien enthält. Eine stärkere materielle Verankerung 
des Verbandsbeschwerderechts im schweizerischen Recht wird dadurch nicht 
erreicht. 

45. Schliesslich sei darauf hingewiesen, dass die Platzierung von Art. 30a I-BV im 
Grundrechtsteil in systematischer Hinsicht verfehlt ist. Der seit der Totalrevi-
sion der Bundesverfassung in sich geschlossene Grundrechtskatalog würde bei 

__________________________________ 
60 Vgl. vorne IV.B.1. und 2. 
61 A. M. MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9. 
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einer Annahme der Initiative mit einer sachfremden Bestimmung ergänzt, was 
aus gesetzgebungstheoretischen Gründen abzulehnen ist.  

46. An der Idee der Normenhierarchie orientierte Überlegungen sprechen schliess-
lich in grundsätzlicher Weise gegen eine Verankerung dieser Bestimmung auf 
Verfassungsebene. Sinnvoller wäre es, das auf gesetzlicher Ebene geregelte 
Verbandsbeschwerderecht auch auf dieser Erlassstufe zu beschränken. 

VI. Auslegung des Initiativtexts 

A. Allgemeines 

47. Die Interpretation von Verfassungsrecht orientiert sich an einem Kanon ver-
schiedener Auslegungsmethoden. Dieser umfasst zum einen die grammatikali-
sche Auslegung, welche auf Wortlaut, Wortsinn und Sprachgebrauch abstellt. 
Die systematische Auslegung versucht, den Sinn einer Rechtsnorm durch ihr 
Verhältnis zu anderen Rechtsnormen und durch den systematischen Zusam-
menhang, in dem sie sich in einem Gesetz präsentiert, zu ermitteln. Die histo-
rische Auslegung untersucht, welchen Sinn man einer Norm zur Zeit ihrer 
Entstehung gab. Unterschieden wird dabei zwischen der subjektiv-historischen 
und der objektiv-historischen Auslegung. Bei ersterer ist der subjektive Wille 
des konkreten historischen Verfassungsgebers massgebend. Demgegenüber 
stützt die objektiv-historische Auslegung auf die Bedeutung ab, die einer 
Norm durch die allgemeine Betrachtung zur Zeit ihrer Entstehung gegeben 
wird. Die zeitgemässe Auslegung orientiert sich am Normverständnis und den 
Verhältnissen wie sie gegenwärtig, d.h. zurzeit der Rechtsanwendung beste-
hen. Schliesslich ist bei der teleologischen Auslegung auf die Zweckvorstel-
lung, die mit einer Rechtsnorm verbunden ist, abzustellen62. 

48. Die Absicht der Initianten kann im heutigen Zeitpunkt und auf Grund der vor-
handenen Informationen nicht abschliessend beurteilt werden. Nach einer all-
fälligen Volksabstimmung über die Initiative werden weitere Gesichtspunkte 
hinsichtlich des historischen Auslegungsergebnisses hinzukommen. Dazu ge-
hören namentlich die Begründung, welche die Initianten ihrer Initiative in ih-
ren Stellungnahmen geben werden, die entsprechenden Ausführungen in der 
Botschaft des Bundesrates, in der parlamentarischen Behandlung sowie im 
Abstimmungsbüchlein. Aus diesen Aspekten könnte sich zu einigen Fragen in 

__________________________________ 
62 Zur Auslegung von Verfassungsbestimmungen vgl. HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, 

N 91 ff.; RHINOW, Grundzüge, N 458 ff.; TSCHANNEN, Staatsrecht, § 4 N 17 ff. 
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einem späteren Zeitpunkt allenfalls eine andere Auslegung aufdrängen als die 
hier unter den zurzeit vorliegenden Informationen vorgenommene. Im Zent-
rum steht vorliegend daher die grammatikalische Auslegung. Sodann können 
auch einer systematischen sowie einer teleologischen Auslegung Hinweise auf 
die Bedeutung von Art. 30a I-BV entnommen werden.  

B. Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten 

49. Die Initiative möchte das Verbandsbeschwerderecht «in Umwelt- und Raum-
planungsangelegenheiten nach den Artikeln 74–79» teilweise ausschliessen. 
Der Hinweis auf die genannten Bestimmungen macht deutlich, dass das 
Volksbegehren nicht auf das Umweltrecht im engeren Sinn, das vorab im 
Umweltschutzgesetz und den dazu erlassenen Ausführungsverordnungen ent-
halten ist, beschränkt ist. Vielmehr soll sich die angestrebte Einschränkung 
auch auf das Umweltrecht im weiteren Sinne, also beispielsweise das Natur- 
und Heimatschutzgesetz, das Waldgesetz und das Gewässerschutzgesetz 
erstrecken63. Zu den Umweltangelegenheiten gehört auch das Gentechnikge-
setz, welches seine verfassungsrechtliche Grundlage in Art. 74 BV hat. 

50. Explizit ausgeschlossen werden soll das Verbandsbeschwerderecht unter den 
in lit. a und b genannten Voraussetzungen zudem in Raumplanungsangelegen-
heiten. Zwar kennt das RPG, anders als das USG und das NHG, kein Ver-
bandsbeschwerderecht, doch hat die bundesgerichtliche Rechtsprechung – wie 
oben dargelegt – die Beschwerdelegitimation von Umweltverbänden zuneh-
mend auch gegen bestimmte Planungsentscheide bejaht64. 

C. Beschränkung der zulässigen Anfechtungsobjekte 

1. Mehrzahl möglicher Auslegungsergebnisse 

51. Der Wortlaut von Art. 30a I-BV weist Unklarheiten auf und ist daher ver-
schiedenen Auslegungsergebnissen zugänglich, die sich in ihrer Tragweite 
stark unterscheiden65. Dass der Bedeutungsgehalt der Bestimmung nicht zwei-
felsfrei ermittelbar ist, hängt zum einen damit zusammen, dass das Beschwer-
derecht nicht nur gegen, sondern – allgemeiner – bei Erlassen, Beschlüssen 
und Entscheiden des Volkes und der Parlamente entzogen werden soll. Zum 
anderen soll das Verbandsbeschwerderecht bereits dann ausgeschlossen sein, 

__________________________________ 
63 Zu den Begriffen des Umweltrechts im engeren und weiteren Sinne vgl. HALLER/KARLEN, 

Raumplanungs- und Baurecht, N 46; RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Umweltrecht, N 1. 
64 Vgl. dazu vorne IV.B.4. 
65  Gleicher Ansicht GRIFFEL, Verbandsbeschwerderecht, VIII. 
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wenn Erlasse, Beschlüsse und Entscheide auf Volksabstimmungen in Bund, 
Kantonen oder Gemeinden beruhen (lit. a). Diesbezüglich bestehen Unter-
schiede zur Formulierung in lit. b, wo von «Erlassen, Beschlüssen und Ent-
scheiden der Parlamente des Bundes, der Kantone oder Gemeinden» die Rede 
ist. 

52. Die zweifelsfreie Bestimmung des Gehalts der Initiative wird zusätzlich da-
durch erschwert, dass der Initiativtext nicht in allen vier Landessprachen 
gleichlautend ist. Wie die deutschsprachige Version möchten auch die italieni-
sche («in caso di atti normativi, decreti e decisioni»66) und die rätoromanische 
Fassung («en cas da decrets, conclus e decisiuns»67) das Verbandsbeschwerde-
recht nicht nur gegen die genannten Erlasse, Beschlüsse und Entscheide aus-
schliessen, sondern – allgemeiner – im Fall von solchen. Die französische Fas-
sung ist demgegenüber restriktiver formuliert und möchte künftig nur, aber 
immerhin, «contre les actes législatifs, arrêtés ou décisions»68 auf ein Be-
schwerderecht der Umweltverbände verzichten. 

53. Gestützt auf den Wortlaut der Initiative lässt sich der Bedeutungsgehalt des 
Begehrens nicht zweifelsfrei und eindeutig feststellen. Fraglich ist insbesonde-
re, wie eng nach dem Willen der Initianten der Konnex zwischen dem Anfech-
tungsobjekt der Verbandsbeschwerde und einem Volks- oder Parlamentsent-
scheid zu sein hat, damit im konkreten Fall keine Beschwerdemöglichkeit für 
die Verbände mehr bestehen soll.  

54. Gestützt auf eine primär grammatikalische Auslegung kristallisieren sich drei 
mögliche Auslegungsergebnisse heraus, die einen unterschiedlich weiten Kreis 
von potenziellen Anfechtungsobjekten vom Verbandsbeschwerderecht aus-
klammern. Diese drei Lesarten des Volksbegehrens werden in der Folge näher 
erläutert.  

2. Enges Auslegungsergebnis 

55. Die engste Lesart des Initiativtextes kommt zum Schluss, dass nur Erlasse, Be-
schlüsse und Entscheide, die vom Volk in Bund, Kantonen oder Gemeinden 
selber verabschiedet bzw. getroffen wurden, künftig nicht mehr Anfechtungs-
objekt des Verbandsbeschwerderechts bilden sollen. Zu diesem Resultat ge-
langt man, wenn man zum einen die Formulierung «Erlasse, Beschlüsse und 
Entscheide, die auf Volksabstimmungen in Bund, Kantonen oder Gemeinden 
beruhen» in einem engeren Sinne als Erlasse, Beschlüsse und Entscheide des 

__________________________________ 
66 FF 2004, 5923. 
67 BBl 2004, 6650. 
68 FF 2004, 6257 (Hervorhebung durch die Verfasserin). 
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Volkes versteht. Diese Interpretation des Begriffs «beruhen» drängt sich auf, 
wenn man davon ausgeht, dass die Initianten die Formulierung in lit. a deshalb 
gewählt haben, weil ein Genitiv – wie in lit. b – grammatikalisch mit dem 
Begriff der Volksabstimmungen nicht vereinbar gewesen wäre69. Zum ande-
ren lehnt sich diese enge Auslegung an den französischen Initiativtext an, der 
das Beschwerderecht nur gegen, nicht aber bei solchen Erlassen, Beschlüssen 
und Entscheiden ausschliessen will. Dieses Auslegungsergebnis gewinnt kla-
rere Konturen in Gegenüberstellung mit den zwei anderen möglichen Lesar-
ten70. 

a) Erlasse 

56. Da der Wortlaut der entsprechenden Bestimmungen im NHG, USG und GTG 
das Anfechtungsobjekt der Verbandsbeschwerde auf individuell-konkrete Ho-
heitsakte beschränkt,71 mag es gesetzgebungstheoretisch erstaunen, dass vom 
Volk oder einem Parlament verabschiedete Erlasse vom Beschwerderecht aus-
geklammert werden sollen. Unter seltenen Umständen kann allerdings auch 
ein generell-abstrakter Erlass Anfechtungsobjekt der Verbandsbeschwerde 
bilden. So hat das Bundesgericht beispielsweise die Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde des Schweizerischen Bundes für Naturschutz (der heutigen Pro Na-
tura) und des WWF Schweiz gegen das bundesrechtswidrige Moorschutz-
Reglement sowie den dazu gehörigen Plan der Regierung des Kantons Neuen-
burg geschützt72. 

b) Beschlüsse und Entscheide 

57. Ungleich grössere praktische Konsequenzen hätte ein Ausschluss des Ver-
bandsbeschwerderechts bei Beschlüssen und Entscheiden, die vom Volk oder 
den Parlamenten in Bund, Kantonen und Gemeinden gefällt werden. In Ab-
grenzung zu den Erlassen handelt es sich dabei um Sammelbegriffe für die üb-
rigen Handlungsformen von Volk und Parlamenten. Darunter zu subsumieren 
sind daher zum einen Verfügungen, d.h. individuelle, an den einzelnen gerich-
tete Hoheitsakte, durch die eine konkrete verwaltungsrechtliche Rechtsbezie-
hung gestaltend oder feststellend in verbindlicher oder erzwingbarer Weise ge-
regelt wird73. Da Volk und Parlament in der Regel nicht mit dem Erlass von 
Verfügungen im Sinne von Art. 5 VwVG betraut sind, würde diese Lesart ins-

__________________________________ 
69 Bei lit. b stellt sich diese Auslegungsfrage nicht, da dort explizit von den «Erlassen, Beschlüssen 

und Entscheiden der Parlamente» die Rede ist. 
70 Vgl. dazu hinten 3. und 4. 
71 Vgl. Art. 12 Abs. 1 NHG, Art. 55 Abs. 1 USG, Art. 28 GTG. 
72 Vgl. BGE 124 II 19. 
73 Vgl. HÄFELIN/MÜLLER, Verwaltungsrecht, N 854. 
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besondere bestimmte planungsrechtliche Entscheide vom Verbandsbeschwer-
derecht ausnehmen74. 

58. Die Frage, wann solche Pläne vom Volk oder einem Parlament erlassen wer-
den, kann nicht generell beantwortet werden, da die diesbezügliche Rechtslage 
je nach Kanton bzw. Gemeinde variiert. Art. 10 Abs. 1 und Art. 25 Abs. 1 
RPG weisen die Kantone an, die Zuständigkeit und das Verfahren bei der 
Festsetzung der Raumpläne zu ordnen. Das RPG setzt dabei einen bundes-
rechtlichen Minimalstandard fest, an den sich die kantonale Ordnung halten 
muss75. Vorgaben hinsichtlich demokratischer Mitwirkungsrechte werden 
vom RPG nicht statuiert76. Es steht daher im Belieben der Kantone und Ge-
meinden, welche Planungsentscheide von der Exekutive, vom Parlament oder 
direkt vom Volk gefällt werden. Über eine grosse Tradition verfügt die direkt-
demokratische Ausgestaltung des kommunalen Planungsverfahrens. Aufgrund 
der räumlichen Nähe interessiert die Ortsplanung die Bürgerinnen und Bürger 
in der Regel besonders. Bei Rahmennutzungsplänen ist das Bedürfnis nach 
demokratischer Legitimation wegen ihrer grossen Tragweite und der Schwere 
der damit verbundenen Eingriffe in das Eigentum grösser als bei Richtplä-
nen77. 

59. Zwischen den einzelnen Kantonen bestehen teilweise beträchtliche Unter-
schiede hinsichtlich des Umfangs der durch Volk und Parlament gefällten Pla-
nungsentscheide. Im Kanton Luzern beispielsweise erlassen die Stimmberech-
tigten der Gemeinde die Zonenpläne. Eine abweichende Zuständigkeitsrege-
lung in der Gemeindeordnung bleibt vorbehalten, wobei das Referendum zu-
mindest fakultativ zu gewährleisten ist78. Die Stimmberechtigten sind daneben 
auch für die Bebauungspläne zuständig79, während die Gestaltungspläne in 
den Zuständigkeitsbereich des Gemeinderates fallen80. Im Kanton Zürich setzt 
die Gemeindelegislative die kommunalen Richtpläne sowie die kommunale 
Bau- und Zonenordnung fest81. Andere planerische Entscheide von kommuna-
ler Bedeutung fallen im Allgemeinen in die Zuständigkeit der Gemeindeexe-

__________________________________ 
74 Zur Anfechtbarkeit von planungsrechtlichen Entscheiden mittels Verbandsbeschwerde vgl. vorne 

IV.B.4. 
75 Vgl. insbesondere Art. 4 und 33 RPG. 
76 Das RPG verlangt auch nicht, dass Nutzungspläne von der Legislative erlassen werden. Vgl. Ur-

teil des Bundesgerichts vom 25. August 1998, in: Pra 1999, Nr. 19. 
77 HALLER/KARLEN, Raumplanungs- und Baurecht, N 153. 
78 § 17 Abs. 2 Planungs- und Baugesetz vom 7. März 1989 (SRL 735). 
79 § 17 Abs. 3 Planungs- und Baugesetz. 
80 § 17 Abs. 4 Planungs- und Baugesetz. 
81 Vgl. §§ 32 Abs. 3 und 88 Abs. 1 Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht vom 

7. September 1975 (Planungs- und Baugesetz, PBG), LS 700.1. Je nach Gemeinde handelt es sich 
bei der Gemeindelegislative um die Gemeindeversammlung, eine Urnenabstimmung oder den 
Grossen Gemeinderat. Vgl. HALLER/KARLEN, Raumplanungs- und Baurecht, N 414. 
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kutive82. Das Freiburgische Planungs- und Baugesetz weist sowohl die An-
nahme der kommunalen Richt- als auch der Nutzungsplanung dem Gemeinde-
rat und damit dem Exekutivgremium zu83. Im Kanton Schaffhausen ist auf 
kantonaler Ebene lediglich festgehalten, dass das «zuständige Organ» in den 
Gemeinden für die kommunale Zonenplanänderung zuständig ist84. Daraus, 
dass die Gemeinden in ihren Bauordnungen für kleine Zonenplanänderungen 
ein vereinfachtes Verfahren vorsehen und den Gemeinderat zur Beschlussfas-
sung für zuständig erklären können85, ist zu schliessen, dass die Nutzungspla-
nung primär in den Kompetenzbereich der Gemeindelegislative fällt. Die Ver-
abschiedung von Plänen zeichnet sich somit durch eine grosse Vielfalt auf 
kantonaler und kommunaler Ebene aus.  

c) Konsequenzen 

60. Zur Veranschaulichung der Folgen dieses Auslegungsergebnisses sei auf das 
gescheiterte Bauprojekt des Formel 1-Rennfahrers Michael Schumacher in 
Wolfhalden im Kanton Appenzell hingewiesen. Vorgesehen war eine 17 ha 
grosse inselartige Umzonung, deren Annahme oder Ablehnung in den Zustän-
digkeitsbereich der Stimmberechtigten fiel. Insgesamt 5,4 ha des Landwirt-
schaftslandes sollten neu der Wohn-, Intensiverholungs- und Grünzone zuge-
teilt werden86. Bei einer Annahme der Initiative hätten die Verbände gegen 
derartige Umzonungen, anders als gemäss geltendem Recht, keine Verbands-
beschwerdemöglichkeit mehr87.  

61. Bei einer Annahme der Initiative würden die Verbände auch in Fällen wie dem 
Stadion Zürich über keine Beschwerdemöglichkeit mehr verfügen. Der Gestal-
tungsplan «Stadion Zürich», welcher den Bau eines Fussballstadions sowie ei-
nes Einkaufszentrums mit 32'000 m2 Mantelnutzung vorsieht, wurde vom 
Stimmvolk der Stadt Zürich gutgeheissen und in der Folge sowohl von betrof-
fenen Nachbarn als auch von verschiedenen Verbänden angefochten88. Die 
Beschwerdemöglichkeit der Verbände wäre im Übrigen auch dann ausge-

__________________________________ 
82 Z.B. amtlicher Quartierplan (§ 130 PBG), Massnahmen des Natur- und Heimatschutzes (§ 211 

Abs. 1 PBG), Zustimmung zu privaten Gestaltungsplänen, soweit sie den für Arealbebauungen im 
betreffenden Gebiet geltenden Rahmen nicht überschreiten (§ 86 Satz 2 PBG), siehe allgemein 
zur Genehmigung von Gestaltungsplänen durch die Legislative FRITZSCHE/BÖSCH, Zürcher Pla-
nungs- und Baurecht, 3.7. 

83 Vgl. Art. 75 Abs. 1, Art. 81 Abs. 1 Raumplanungs- und Baugesetz vom 9. Mai 1983 (SGF 710.1). 
84 Art. 11 Abs. 3 Satz 1 Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht im Kanton 

Schaffhausen (Baugesetz) vom 1. Dezember 1997 (SHR 700.100). 
85 Art. 11 Abs. 4 Baugesetz. 
86 Vgl. dazu BENJAMIN SCHINDLER/DANIELA THURNHERR, Raumplanung ermöglicht nachhaltige 

Entwicklung, NZZ Nr. 196, 26. August 2002, S. 16. 
87 Ausschlaggebend für das Scheitern des Projekts war im Fall Schumacher allerdings die drohende 

Intervention des Bundesamtes für Raumplanung. 
88 Vgl. dazu HÄNER, Stadion-Streit, S. 121 ff. 
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schlossen, wenn der planungsrechtliche Entscheid von einem kommunalen 
Parlament gefällt worden wäre. 

3. Extensiveres Auslegungsergebnis 

a) Konnex zwischen demokratischem Entscheid und Anfechtungsobjekt 

62. Zu einem Auslegungsergebnis, das einen im Vergleich zu Ziff. 2 weiteren 
Kreis von Erlassen, Beschlüssen und Entscheiden vom Verbandsbeschwerde-
recht ausnimmt, gelangt man, wenn man die Formulierung „beruhen“ in einem 
breiteren Sinne versteht und, gestützt auf die deutsche, italienische und räto-
romanische Fassung des Initiativtexts das Verbandsbeschwerderecht nicht nur 
gegen bestimmte Erlasse, Beschlüsse und Entscheide ausschliesst, sondern bei 
solchen. Dieses Auslegungsergebnis ist mit weit reichenden Konsequenzen 
verbunden. Eine Annahme der Initiative hätte insbesondere zur Folge, dass 
auch Entscheide dem Verbandsbeschwerderecht entzogen würden, die selber 
nicht auf demokratischem Weg zu Stande gekommen sind, sofern das Volk 
oder ein Parlament im betreffenden Zusammenhang einen Entscheid gefällt 
oder einen Beschluss gefasst hat. Erforderlich für einen Ausschluss des Ver-
bandsbeschwerderechts ist bei dieser Lesart lediglich ein Konnex zwischen ei-
nem Volks- oder Parlamentsbeschluss und der Verfügung, welche gemäss gel-
tendem Recht mittels Verbandsbeschwerde angefochten werden kann. 

63. Diese Auslegung des Initiativtexts erscheint plausibel, wenn man den Text der 
Volksinitiative mit dem Wortlaut von Art. 12 Abs. 1 NHG, Art. 55 USG sowie 
Art. 28 Abs. 1 GTG vergleicht. Dort wird explizit festgehalten, dass das Ver-
bandsbeschwerderecht «gegen» bestimmte Verfügungen bestehen soll. Dass 
die Initianten eine andere Präposition gewählt haben, könnte vermuten lassen, 
dass Volks- und Parlamentsentscheide nicht nur dann ausschlaggebend sein 
sollen, wenn sie das eigentliche Anfechtungsobjekt nach Art. 12 Abs. 1 NHG, 
Art. 55 Abs. 1 USG bzw. Art. 28 Abs. 1 GTG darstellen. 

b) Mangelnde Bestimmtheit des Initiativtexts 

64. Eine Hauptschwierigkeit bei der Bestimmung der Tragweite des Begehrens 
liegt darin, dass aus dem Initiativtext nicht klar hervorgeht, wie eng der Kon-
nex zu einem Volks- oder Parlamentsentscheid zu sein hat, damit die Rechts-
mittelmöglichkeit für die Verbände ausgeschaltet wird. Im Rechtsalltag beste-
hen Verbindungen unterschiedlicher Art zwischen einem Volks- oder Parla-
mentsentscheid und dem Anfechtungsobjekt der Verbandsbeschwerde. So be-
ruht beispielsweise ein Bauprojekt auf einem Volksentscheid, wenn sich das 
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Volk vorgängig für die Finanzierung desselben ausgesprochen hat. Ebenso be-
steht ein Konnex zwischen Baubewilligungen, die von der zuständigen kom-
munalen (Exekutiv-)Behörde erteilt werden, und den Bau- und Zonenordnun-
gen, die – wie oben dargelegt89 – in vielen Gemeinden der Volksabstimmung 
unterstellt sind. Aus dieser Perspektive „beruhen“ Baubewilligungen somit in 
der Regel auf Entscheidungen des Volkes.  

65. Die Verbände würden bei diesem Auslegungsergebnis beispielsweise dann 
über keine Beschwerdemöglichkeit mehr verfügen, wenn Volk oder Parlament 
im Rahmen eines Ausgabenentscheides der Realisierung eines öffentlichen 
Bauprojektes, beispielsweise der Errichtung einer Autobahn oder eines Eisen-
bahnteilstückes, zugestimmt haben. Zwar wird die gemäss geltender Rechtsla-
ge anfechtbare Verfügung von der Baubehörde, in der Regel in Zusammenar-
beit mit weiteren involvierten Ämtern erlassen, doch liegt gleichzeitig ein de-
mokratischer Entscheid zum Projekt selber vor. In einem Fall wie dem Stadion 
Zürich hätte die Initiative zur Folge, dass die Verbände weder gegen den Ges-
taltungsplan, der vom Volk angenommen wurde, ein Rechtsmittel ergreifen 
können, noch gegen das später gestützt darauf einzureichende und zu bewilli-
gende Projekt. 

66. Denkbar ist auch ein loserer Konnex zwischen (potenziellem) Anfechtungsob-
jekt der Verbandsbeschwerde und Volks- oder Parlamentsentscheid. Der 
Wortlaut der Initiative könnte dahingehend interpretiert werden, dass Be-
schlüsse von kantonalen Regierungen und Amtsstellen, mit welchen ein Stras-
senbauprojekt gestützt auf ein in der Volksabstimmung angenommenes kanto-
nales Strassengesetz bewilligt wird, vom Verbandsbeschwerderecht auszu-
nehmen wären. Auch bei Nationalstrassen könnte das Verbandsbeschwerde-
recht im Falle einer Annahme der Initiative nicht mehr zur Anwendung kom-
men, da das Nationalstrassengesetz, welches die Grundlage dafür bildet, von 
der Bundesversammlung verabschiedet wurde. Ebenso ist es denkbar, dass die 
Verbände bei Infrastrukturbauten wie beispielsweise Spitälern, deren Errich-
tung in den kantonalen Spitalgesetzen vorgesehen ist und somit auf einem de-
mokratischen Entscheid beruht, künftig nicht mehr über eine Beschwerdemög-
lichkeit verfügen90.  

67. Abgesehen von den grundsätzlichen Auslegungsschwierigkeiten könnte der 
Kreis der vom Verbandsbeschwerderecht ausgeklammerten Entscheide und 
Beschlüsse auch bei diesem Auslegungsergebnis nicht mehr abschliessend auf 
Bundesebene determiniert werden, da Anknüpfungspunkt die Entscheidzu-
ständigkeit des Volkes bzw. der Parlamente auf kantonaler und kommunaler 

__________________________________ 
89 Vgl. oben VI.C.2. 
90 Vgl. auch MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9 
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Ebene ist. Wie das Beispiel der Zuständigkeit für Ausgabenbeschlüsse zeigt, 
bestehen auch hier grosse Unterschiede auf kantonaler und kommunaler Ebe-
ne91. 

4. Gänzliche Abschaffung des Verbandsbeschwerderechts? 

68. Wird die Formulierung, wonach das Verbandsbeschwerderecht in Umwelt- 
und Raumplanungsangelegenheiten ausgeschlossen sein soll bei «Erlassen, 
Beschlüssen und Entscheiden, die auf Volksabstimmungen in Bund, Kantonen 
oder Gemeinden beruhen»92, sehr weit ausgelegt, könnte man zum Schluss 
kommen, die Initianten wollten das Beschwerderecht der Umweltverbände 
gänzlich abschaffen. Grund dafür ist, dass sich in der schweizerischen Refe-
rendumsdemokratie alle Erlasse, Beschlüsse und Entscheidungen letztlich auf 
Volksabstimmungen zurückführen lassen. Die Bundesverfassung und die Kan-
tonsverfassungen, auf welche alle Erlasse und Entscheide der Behörden des 
Bundes, der Kantone und Gemeinden «beruhen», sind schliesslich in Volksab-
stimmungen angenommen werden. Da die Initianten bei diesem Ansinnen auf 
lit. b hätten verzichten und die Abschaffung des Verbandsbeschwerderechts 
explizit in ihrem Begehren zum Ausdruck bringen können, kann davon ausge-
gangen werden, dass kein derart weit gehender Ausschluss des Verbandsbe-
schwerderechts angestrebt wird93. 

D. Konsequenzen der unklaren Formulierung 

1. Umsetzungsschwierigkeiten 

69. Infolge der unklaren Formulierung ist eine Umsetzung der Initiative mit ver-
schiedenen Abgrenzungsproblemen konfrontiert, welche die Verfassungswür-
digkeit des Begehrens in Frage stellen94. Die offenen Fragen, die der Initiativ-
text aufwirft, sowie die Kontroversen um das Verbandsbeschwerderecht im 
Allgemeinen machen einen reibungslosen Implementierungsprozess eher un-
wahrscheinlich. Diese Unklarheit wiegt umso schwerer, als die Initiative ge-
mäss Art. 197 Ziff. 2 Abs. 2 der Übergangsbestimmungen spätestens auf Ende 
des der Volksabstimmung folgenden Jahres in Kraft treten muss. 

__________________________________ 
91 Vgl. HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 1386; HÄFELIN/MÜLLER, Verwaltungsrecht, 

N 2340. 
92 Hervorhebung durch die Verfasserin. 
93 So auch MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9. 
94 MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9, erachten den Initiativtext wegen seiner Unklarheit als kaum 

verfassungswürdig. 
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2. Spannungsverhältnis zur Garantie der politischen Rechte 

70. Angesichts der unklar formulierten Forderungen der Initianten ist fraglich, ob 
die Stimmberechtigten ihren Willen tatsächlich frei bilden und ihre Stimme 
unverfälscht zum Ausdruck bringen können, wie dies von Art. 34 Abs. 2 BV 
gefordert wird95. Die Garantie der politischen Rechte statuiert einen Anspruch 
darauf, dass kein Wahl- und Abstimmungsergebnis anerkannt wird, das nicht 
den freien Willen der Stimmbürger unverfälscht zum Ausdruck bringt. Dem-
gemäss soll jeder Stimmbürger seinen Entscheid gestützt auf einen möglichst 
freien und umfassenden Prozess der Meinungsbildung treffen und mit seiner 
Stimme zum Ausdruck bringen können96. Während bei von den Behörden 
formulierten Abstimmungsfragen ein Anspruch darauf besteht, dass sie klar 
formuliert und nicht irreführend, suggestiv oder missverständlich sind97, ge-
stalten sich die Anforderungen an Volksinitiativen weniger hoch: Volksinitia-
tiven werden nur dann für ungültig erklärt, wenn sie die Einheit der Form oder 
der Materie bzw. zwingende Bestimmungen des Völkerrechts verletzen98. Bei 
unklar formulierten Volksinitiativen wie der vorliegend diskutierten beschrän-
ken sich die Handlungsmöglichkeiten der Behörden auf eine ablehnende Ab-
stimmungsempfehlung bzw. die Ausarbeitung eines Gegenentwurfs99. 

E. Umsetzungsvorschlag: Anpassung der einschlägigen 
Bestimmungen oder Verbandsbeschwerdegesetz 

71. Sollte die Initiative zustande kommen und vom Volk angenommen werden, 
würde aufgrund der Fragen, die der Initiativtext offen lässt, eine Klärung auf 
gesetzlicher Ebene notwendig. Der Umsetzungsbedarf hängt dabei in ent-
scheidendem Masse von der Art und Weise der Auslegung des Initiativtexts 
ab100. 

1. Enges Auslegungsergebnis 

72. Würde das engste Auslegungsergebnis gewählt, müssten die entsprechenden 
Bestimmungen im NHG, USG und GTG dahingehend ergänzt werden, dass 
Erlasse, Beschlüsse und Entscheide des Volkes oder der Parlamente auf der 

__________________________________ 
95  Vgl. auch Art. 25 UNO-Pakt II. 
96 BGE 125 I 441, 443; 124 I 55, 57; HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 1387; RHINOW, 

Grundzüge, N 1866. 
97 Vgl. etwa BGE 121 I 1, 12; 106 Ia 20; RHINOW, Grundzüge, N 1877. 
98 Vgl. Art. 139 Abs. 3 BV und dazu HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 1792; RHINOW, 

Grundzüge, N 1970 ff.; TSCHANNEN, Staatsrecht, § 44 Rz. 11. 
99 Vgl. Art. 101 Abs. 1 ParlG. 
100  Zu den möglichen Auslegungsergebnissen siehe oben VI.C.2–4. 
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Ebene der Gemeinden, der Kantone und des Bundes vom Verbandsbeschwer-
derecht ausgenommen sind. Da die Regelung des Verbandsbeschwerderechts 
im NHG und im USG bereits im Zusammenhang mit der Umsetzung der par-
lamentarischen Initiative Hofmann voraussichtlich einen höheren Detaillie-
rungsgrad erfährt101, drängt sich ein eigener Artikel auf, der die von den Initi-
anten angestrebte Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts verankert.  

73. Bei Art. 28 GTG ist für einen ergänzenden Absatz zu plädieren, der das Anlie-
gen der Initianten zum Ausdruck bringt. Da sich dieses Verbandsbeschwerde-
recht nur gegen Bewilligungen für das Inverkehrbringen gentechnisch verän-
derter Organismen richtet und solche weder vom Volk noch vom Parlament 
erteilt werden102, könnte auf eine Ergänzung mangels praktischer Relevanz al-
lerdings auch verzichtet werden. 

74. Die Bestimmung des Konnexes zwischen Volks- bzw. Parlamentsentscheid 
und dem Anfechtungsobjekt ist für dieses Szenario einfach vorzunehmen: Nur 
jene Erlasse, Beschlüsse und Entscheide, die unmittelbar vom Volk bzw. den 
Parlamenten ausgehen, sind künftig nicht mehr anfechtbar. Abgrenzungsfra-
gen stellen sich bei diesem Szenario nicht, da es in der Regel ohne grossen 
Aufwand feststellbar ist, ob das Volk oder ein Parlament einen bestimmten 
Beschluss oder Entscheid gefasst bzw. einen Erlass verabschiedet hat.  

2. Extensiveres Auslegungsergebnis 

75. Ungleich schwieriger ist die Situation bei einem extensiveren Auslegungser-
gebnis, das lediglich einen bestimmten, mehr oder weniger engen Konnex zwi-
schen dem Anfechtungsobjekt und einem demokratischen Entscheid fordert, 
um ersteres vom Verbandsbeschwerderecht auszunehmen. Wie dargelegt103, 
bestehen unterschiedliche Verbindungen zwischen Volks- und Parlamentsent-
scheiden und individuell-konkreten Verfügungen, die gemäss geltendem Recht 
Anfechtungsobjekt der Verbandsbeschwerde darstellen. 

76. Die zentrale Frage ist daher, wie eng der Konnex zwischen dem Anfechtungs-
objekt der Verwaltungsgerichtsbeschwerde und einem Volks- oder Parla-
mentsentscheid zu sein hat, um einen Ausschluss vom Verbandsbeschwerde-
recht zu bewirken. Dass diese Frage nicht pauschal beantwortet werden kann 
und sich schwierige Abgrenzungsprobleme ergeben, zeigt ein Blick auf das 
geltende Recht: So kann ein Volks- oder Parlamentsentscheid beispielsweise 
im Zusammenhang mit einem Finanzierungsbeschluss für ein bestimmtes 

__________________________________ 
101 Vgl. dazu vorne IV.C.2. 
102 Vgl. Art. 13 Abs. 2 FrSV. 
103 Vgl. VI.C.3. 
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Vorhaben vorliegen. Volk oder Parlamente können sich aber auch im Rahmen 
der Zonenplanung für bestimmte Projekte aussprechen, die in einem späteren 
Schritt der Bewilligung durch die rechtsanwendenden Behörden unterliegen. 
Auch der Bau von grösseren Infrastrukturanlagen wie Spitälern oder Kantons- 
und Nationalstrassen ist demokratisch mehr oder weniger stark abgestützt.  

77. Oberste Ziele bei der Umsetzung des Initiativbegehrens bilden die Handhab-
barkeit des Initiativbegehrens in der Praxis, die Schaffung von Rechtssicher-
heit sowie die Gewährleistung einer gewissen Homogenität im föderalen Sys-
tem. Die Umsetzung von Art. 30a I-BV muss die verschiedenen Ziele harmo-
nisierend miteinander verbinden.  

78. Gesetzgebungstechnisch kann die Umsetzung grundsätzlich auf zwei ver-
schiedenen Wegen erreicht werden. Erstens wäre es möglich, die bisherige 
Normierung des Verbandsbeschwerderechts an die Vorgaben der Verfas-
sungsinitiative anzupassen. Im Zentrum steht primär eine Änderung von 
Art. 12 NHG, Art. 55 USG und Art. 28 GTG. Bei dieser Variante wäre zu prü-
fen, ob sekundär beispielsweise auch das RPG in diese Gesetzesnovelle zu in-
tegrieren wäre. Zweitens wäre es auch denkbar, für den breiten und komplexen 
Umsetzungsprozess ein eigenes Verbandsbeschwerdegesetz zu schaffen, das 
für sämtliche Bereiche, in denen gemäss geltendem Recht eine Rechtsmittel-
möglichkeit für die Verbände besteht, klärt, wann Volk oder Parlament derart 
in einen Entscheid involviert sind, dass keine Beschwerdemöglichkeit für die 
Verbände mehr bestehen soll. Mit anderen Worten würde auf gesetzlicher  
Ebene geklärt werden, wie eng der Konnex zwischen einem demokratischen 
Entscheid und einem individuell-konkreten Hoheitsakt zu sein hat, um letzte-
ren vom Verbandsbeschwerderecht auszunehmen.  

79. Bei der zweiten Variante wäre vorzugsweise zwischen verschiedenen Sachbe-
reichen zu unterscheiden, in denen das Umwelt- sowie das Natur- und Hei-
matschutzrecht von Bedeutung ist (z.B. Raumplanungs- und Baurecht im All-
gemeinen, Kantonsstrassenbau, Nationalstrassenbau, Bau und Planung von 
Spitälern, Auswirkungen demokratischer Finanzbeschlüsse auf das Verbands-
beschwerderecht etc.). Erschwert wird eine solche Regelung dadurch, dass auf 
kantonaler und kommunaler Ebene Volk und Parlament in unterschiedlichem 
Masse in die Entscheidfindung einbezogen sind. Der Gesetzgeber ist daher mit 
der besonderen Herausforderung konfrontiert, einerseits die vom Verbandsbe-
schwerderecht auszunehmenden Anfechtungsobjekte mit genügender Be-
stimmtheit zu umschreiben, anderseits aber so offen zu bleiben, dass den un-
terschiedlichen kantonalen und kommunalen Verhältnissen Rechnung getra-
gen werden kann.  
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80. Verfassungsrechtlich sind die beiden Umsetzungsvarianten gleichberechtigt. 
Das Verfassungsrecht verlangt nur, dass die Komplexität des Initiativbegeh-
rens im Umsetzungsprozess reduziert wird und der Bund seinem Konkretisie-
rungsauftrag nachkommt. Ob dieses Ziel mit einer Reihe von Partialrevisionen 
bestehender Gesetze oder mit einem neuen Rahmenerlass geschieht, ist verfas-
sungsrechtlich irrelevant. Unterlässt der Bundesgesetzgeber hingegen seinen 
Konkretisierungsauftrag, besteht die Gefahr, dass in zahlreichen Fällen zu-
nächst der Rechtsmittelweg beschritten werden muss, um die Unterstellung ei-
nes Beschlusses oder Entscheides unter das Verbandsbeschwerderecht zu klä-
ren. 

VII. Verfassungsrechtliche Beurteilung des Initiativtexts 

81. Die Volksinitiative 'Verbandsbeschwerderecht: Schluss mit der Verhinde-
rungspolitik – mehr Wachstum für die Schweiz!' wirft in verfassungsrechtli-
cher Hinsicht verschiedene Fragen auf. Zum einen führt sie im Beschwerde-
verfahren zu einer Ungleichbehandlung von Entscheiden, die auf Volksab-
stimmungen oder Parlamentsbeschlüssen beruhen, gegenüber anderen Ent-
scheiden gleicher materieller Tragweite (vgl. Abschnitt A.). Zum anderen wer-
den Umweltschutzorganisationen gegenüber den übrigen Beschwerdeberech-
tigten in Bezug auf Beschwerdeverfahren gegen solche Entscheide ungleich 
behandelt (vgl. Abschnitt B.). Dass die grundsätzliche Überprüfbarkeit von 
Anwendungsakten des Bundesrechts in einem Beschwerdeverfahren davon 
abhängen soll, welches Organ nach dem kantonalen oder kommunalen Recht 
für solche Anwendungsakte zuständig ist, durchbricht schliesslich das geltende 
System bundesrechtlicher Minimalstandards im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren (vgl. Abschnitt C.) 

A. Ungleichbehandlung von Entscheiden gleicher materieller 
Tragweite  

82. Eine Annahme der Initiative würde dazu führen, dass bei jenen Entscheiden, 
die auf demokratischen Entscheiden beruhen, das Verbandsbeschwerderecht 
ausgeschlossen wird, während alle übrigen Verfügungen im Anwendungsbe-
reich von Art. 12 NHG und Art. 55 USG diesem Rechtsmittel weiterhin unter-
liegen104. Erstere Kategorie von Entscheiden würde daher insofern privilegiert, 
als im Falle eines Widerspruchs zum Bundesrecht für die Verbände keine 

__________________________________ 
104  Zu Art. 28 GTG vgl. VI.E.1. 
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Rechtsmittelmöglichkeit bestünde. Die Initiative führt im Ergebnis dazu, dass 
Entscheide mit identischen oder zumindest vergleichbaren Implikationen für 
Natur und Umwelt abhängig davon, ob sie auf einem demokratischen Ent-
scheid beruhen, im Beschwerdeverfahren ungleich behandelt werden. Diese 
Differenzierung ist unter dem Aspekt des Rechtsgleichheitsgebots von Art. 8 
Abs. 1 BV, im Speziellen der Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung, zu beur-
teilen. 

1. Gebot der Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung (Art. 8 Abs. 1 BV) 

83. Art. 8 Abs. 1 BV geht von einer relativen Gleichheit aus: Gleiches ist nach 
Massgabe seiner Gleichheit gleich, Ungleiches nach Massgabe seiner Un-
gleichheit ungleich zu behandeln. Der Gesetzgeber verfügt bei der Konkreti-
sierung dieses Grundsatzes über eine erhebliche Gestaltungsfreiheit, die ihre 
Grenzen darin findet, dass er keine Differenzierungen treffen darf, für die 
sachliche und vernünftige Gründe fehlen, und sich nicht über erhebliche tat-
sächliche Unterschiede hinwegsetzen darf. Ein Erlass verletzt das Rechts-
gleichheitsgebot, «wenn er rechtliche Unterscheidungen trifft, für die ein ver-
nünftiger Grund in den zu regelnden Verhältnissen nicht ersichtlich ist, oder 
Unterscheidungen unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrän-
gen»105. 

84. Ob in einem konkreten Fall erhebliche tatsächliche Unterschiede vorliegen 
und die vorgenommenen Diskriminierungen sachlich gerechtfertigt sind, muss 
mit Blick auf den Zweck des Erlasses beurteilt werden. Adressatenkreis und 
Regelungsgegenstand dürfen nicht weiter oder enger umschrieben werden, als 
es der Gesetzeszweck erfordert106.  

2. Geltende Rechtslage 

85. Auch gemäss geltendem Recht unterstehen nicht sämtliche Entscheide in 
Umwelt- und Raumplanungsangelegenheiten dem Verbandsbeschwerderecht, 
sondern nur die in Art. 12 NHG, Art. 55 USG und Art. 28 GTG näher ausge-
führten107. Es wird also bereits im geltenden Recht eine Differenzierung zwi-
schen verschiedenen umwelt- und naturschutzrelevanten Verfügungen vorge-
nommen. Anknüpfungspunkt für die Abgrenzung bildet die materielle Trag-
weite eines Entscheides. Das Verbandsbeschwerderecht findet bei jenen Ent-

__________________________________ 
105 BGE 122 I 18, 25; dazu statt vieler MÜLLER, Grundrechte, S. 396 ff.; HÄFELIN/HALLER, Bundes-

staatsrecht, N 750 ff.; RHINOW, Grundzüge, N 1649 ff. 
106 HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 754. 
107 Vgl. dazu vorne IV.B. 
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scheiden Anwendung, deren potenziell irreversible Auswirkungen auf Natur 
und Umwelt eines zusätzlichen Korrektivs im Rechtsmittelverfahren bedür-
fen108. So können beispielsweise im Bereich des USG nur Verfügungen über 
die Planung, Errichtung und Änderung ortsfester Anlagen, für die eine UVP 
erforderlich ist, angefochten werden. Es handelt sich dabei um jene Anlagen, 
welche die Umwelt per definitionem erheblich belasten können109. Die im gel-
tenden Recht vorgenommene Unterscheidung zwischen Entscheiden, die dem 
Verbandsbeschwerderecht unterliegen und solchen, bei denen die Verbände 
über keine Beschwerdemöglichkeit verfügen, stützt sich daher zweifellos auf 
sachliche und vernünftige Gründe. 

3. Beurteilung des Initiativtexts 

a) Argumentation der Initianten 

86. Die Initianten versuchen, ihren Vorschlag damit zu rechtfertigen, er stelle Ge-
samtinteressen (des in concreto entscheidbefugten Organs) über Partikulärinte-
ressen (der Verbände)110. In Fällen, in denen eine Mehrheit des Volkes einem 
Vorhaben seine Zustimmung erteilt hat, soll das Beschwerderecht der Verbän-
de ausgeschlossen sein, auch wenn gegebenenfalls ein Widerspruch zum über-
geordneten Recht besteht.  

b) Pflicht zur ordnungsgemässen Umsetzung des Bundesrechts 

87. Zweifellos verfügt die demokratische Legitimation von Finanzbeschlüssen für 
Grossprojekte und Planungsentscheiden über grosse Bedeutung, da jene mit 
Konsequenzen für den Finanzhaushalt bzw. die räumliche Entwicklung eines 
Gemeinwesens verbunden sein können. Die Initianten verkennen allerdings, 
dass das Verbandsbeschwerderecht nicht in einem Gegensatz zur demokrati-
schen Legitimation von Entscheidungen steht. In einem Rechtsstaat müssen 
sich auch Volk und Parlamente, beispielsweise beim Entscheid über Zonen-
planänderungen oder Bauvorhaben, an die vom Gesetzgeber beschlossenen 
Gesetze halten111. Art. 5 Abs. 1 BV hält unzweideutig fest, dass Grundlage 
und Schranke allen staatlichen Handelns das Recht ist. 

__________________________________ 
108 Der Kreis der vom Verbandsbeschwerderecht erfassten Entscheide könnte selbstredend auch wei-

ter gefasst werden. Diese Entscheidung obliegt allerdings dem Gesetzgeber, der im Rahmen von 
Art. 8 Abs. 1 BV über einen weiten Spielraum der Gestaltungsfreiheit verfügt. Vgl. RHINOW, 
Grundzüge, N 1654. 

109 Vgl. Art. 9 Abs. 1 USG.  
110 Vgl. NZZ, Nr. 272, 20./21. November 2004, S. 14; MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9. 
111 So auch GRIFFEL, Verbandsbeschwerderecht, VIII.; MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9. 
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88. Soweit im Rahmen von Planungsentscheiden individuell-konkrete Anordnun-
gen getroffen werden, handelt die entscheidende Instanz als rechtsanwenden-
des Organ, das Bundesverwaltungsrecht vollzieht. Die Pflicht zur ordnungs-
gemässen Umsetzung des Bundesrechts (Art. 46 Abs. 1 BV) bindet jede In-
stanz im Kanton, auch das Volk und die Parlamente, wenn sie im Nutzungs-
planverfahren nicht nur eine rechtssetzende, sondern auch eine rechtsanwen-
dende Funktion wahrnehmen. Dass gewisse Planungsentscheide durch das 
Volk bzw. durch ein Parlament gefällt werden, entbindet daher nicht von der 
Pflicht zur korrekten Umsetzung des Bundesrechts. Art. 34 Abs. 2 BV schützt 
zwar die freie Willensbildung und die unverfälschte Stimmabgabe der Stimm-
berechtigten112. Das Stimm- und Wahlrecht gewährleistet indes keinen An-
spruch auf Anerkennung eines Abstimmungsergebnisses, das gegen die 
Rechtsordnung verstösst113. 

89. Diese Aufgabe stellt hohe Anforderungen an Parlamente und insbesondere an 
das Volk, da bei Planungsentscheiden oftmals partikuläre Interessen im Vor-
dergrund stehen, welche die Einhaltung des übergeordneten Rechts in den 
Hintergrund drängen können. Grosses Gewicht kann dabei finanziellen Inte-
ressen zukommen, wenn – wie im Fall Schumacher oder Galmiz – steuerliche 
Konsequenzen für das Gemeinwesen mit einem Planungsentscheid einherge-
hen. Insbesondere bei Grossprojekten, über die im Rahmen eines Planungsver-
fahrens entschieden wird, stellen sich komplexe umwelt- und naturschutz-
rechtliche Fragen, die vom Volk nicht ohne weiteres beurteilt werden kön-
nen114. 

c) Bedeutung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes bei demokratischen 
Entscheiden 

90. Gerade unter diesen Umständen kommt dem Prozessrecht im Hinblick auf die 
Sicherstellung der korrekten Anwendung des materiellen Rechts eine eminente 
Bedeutung zu. Das Verbandsbeschwerderecht dient dabei als bedeutendes er-
gänzendes Korrektiv zu den übrigen Beschwerdemöglichkeiten. 

__________________________________ 
112 Vgl. dazu STEINMANN, N 10 f. zu Art. 34. 
113 BGE 129 I 217, 225 f. E. 2.2.2 betreffend vom Volk gefällte Einbürgerungsentscheide. Die De-

batte im Zusammenhang mit der Bürgerrechtserteilung weist durchaus gewisse Parallelen mit der 
vorliegend diskutierten Volksinitiative auf. Es ist allerdings zu beachten, dass in der Schweiz in 
der Regel kein Anspruch auf Einbürgerung besteht (vgl. HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, 
N 9 ff.), wohl aber eine Pflicht zur Einhaltung der Vorschriften im Umwelt-, Bau- und Planungs-
recht.  

114 Als Beispiel sei auf den privaten Gestaltungsplan «Stadion Zürich» hingewiesen, dem das Stimm-
volk der Stadt Zürich im September 2003 seine Zustimmung erteilte. Dieser sieht nicht nur den 
Bau eines für die Durchführung der Fussballeuropameisterschaft geeigneten Stadions vor, son-
dern zusätzlich auch den Bau eines Einkaufszentrums mit einer Fläche von 32'000 m2. 
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91. Zur Veranschaulichung soll auf die von der Legislative – Volk oder Parlamen-
ten – erlassenen Nutzungspläne hingewiesen werden. Auch bei einer Annahme 
der Initiative könnte die Rechtmässigkeit der Nutzungspläne weiterhin im 
Rahmen der Genehmigung durch eine kantonale Behörde geprüft werden115. 
Diese Rechtsschutzmöglichkeit könnte als Argument für die Verfassungsini-
tiative herangezogen werden etwa in dem Sinn, dass die Einschränkung des 
Verbandsbeschwerderechts verkraftbar ist, weil die üblichen Rechtsschutz-
möglichkeiten durch Behörden oder Private nicht geschmälert werden. Der 
Fall Galmiz hat allerdings deutlich gemacht, dass das kantonale Genehmi-
gungsverfahren nicht in jedem Fall eine korrekte Anwendung des Bundesver-
waltungsrechts zu garantieren vermag. Der Kanton Freiburg hatte als Grund-
eigentümer selbst den Anstoss zur umstrittenen Umzonung gegeben und ver-
fügte daher nicht über die für eine Genehmigungsbehörde notwendige Unab-
hängigkeit. Daneben können die in einem Nutzungsplan enthaltenen Verfü-
gungselemente auch von den übrigen Beschwerdelegitimierten – insbesondere 
den Adressaten, Behörden und Drittbetroffenen wie beispielsweise den Nach-
barn116 – weiterhin ausgefochten werden. Gerade in diesen Konstellationen ist 
es von eminenter Bedeutung, dass das konkrete Bauprojekt auf seine Umwelt-
verträglichkeit hin überprüft werden kann. 

92. Obwohl diese Rechtsschutzmöglichkeiten auch bei einer Annahme der Initia-
tive Geltung behalten, führt die Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts 
dazu, dass die Durchsetzung des Bundesrechts in erheblichem Masse ge-
schwächt wird. Die bisherige Praxis zeigt, dass die Erweiterung des Kreises 
der Beschwerdelegitimierten um bestimmte Verbände ein wichtiges Mittel zur 
korrekten Durchsetzung des Umweltrechts darstellt117. Ein Entzug des Ver-
bandsbeschwerderechts nach kantonalen und kommunalen Volksentscheiden 
würde somit das bestehende Vollzugsdefizit weiter verschärfen, was aus 
rechtsstaatlicher Sicht problematisch und unerwünscht ist. 

d) Fehlen sachlicher Gründe für eine Ungleichbehandlung 

93. Die Mitbestimmung von Volk und Parlament stellt daher kein sachliches und 
vernünftiges Abgrenzungskriterium für die Ungleichbehandlung von Entschei-
den gleicher materieller Tragweite bei der Umschreibung des Anfechtungsob-
jekts des Verbandsbeschwerderechts dar. Dadurch, dass der Initiativtext im 
demokratischen Verfahren zu Stande gekommene Entscheide von diesem 
Rechtsmittel ausnehmen will, erleichtert er Partikularinteressen eines Ge-
meinwesens den Durchbruch, gegebenenfalls sogar den Gesetzesbruch. Dies 

__________________________________ 
115  Vgl. Art. 26 RPG. 
116 Vgl. Art. 103 OG. 
117  Vgl. dazu FLÜCKIGER/MORAND/TANQUEREL, Evaluation, S. 32, 197 ff. 
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steht in klarem Widerspruch zur Pflicht zur ordnungsgemässen Umsetzung des 
Bundesrechts (Art. 46 Abs. 1 BV) sowie zum Legalitätsprinzip (Art. 5 Abs. 1 
BV). 

e) Tendenzielle Privilegierung öffentlicher Projekte 

94. Die Initiative führt letztlich auch zu einer sachlich nicht gerechtfertigten Privi-
legierung von Projekten, denen das Volk oder ein Parlament die Zustimmung 
erteilt hat, indem gegen diese weniger Anfechtungsmöglichkeiten bestehen. 
Bei öffentlichen Projekten bildet ein Volks- oder Parlamentsentscheid die Re-
gel, sei es in der Form eines Planungsentscheides, eines Ausgabenbeschlusses 
oder auf andere Weise. Allerdings können auch private Vorhaben mit einem 
demokratischen Entscheid verknüpft sein, wenn – wie zum Beispiel im Fall 
Schumacher – eine Gemeindeversammlung über einen Gestaltungsplan befin-
det, der einem Privaten die Realisierung seines Bauvorhabens ermöglicht. 

95. Die Initiative führt daher nicht zu einer generellen Privilegierung öffentlicher 
Bauten gegenüber privaten Vorhaben. Vielmehr kann im Einzelfall auch bei 
privaten Projekten das Verbandsbeschwerderecht ausgeschaltet werden. Aller-
dings liegt bei öffentlichen Projekten in aller Regel ein demokratischer Ent-
scheid vor, während dies bei solchen von privater Seite weit seltener der Fall 
ist. Im Ergebnis führt die Initiative daher zu einer tendenziellen Privilegierung 
öffentlicher Projekte, bei denen die Vollzugskontrolle durch die Verbände 
weitgehend ausgeschaltet wird.  

96. Diese Ungleichbehandlung von privaten und öffentlichen Anlagen im 
Rechtsmittelverfahren vermag sachlich nicht zu überzeugen. MÜLLER und 
RHINOW werfen zu Recht die Frage auf, ob das Risiko einer Vernachlässigung 
der Natur- und Umweltschutzinteressen nicht gerade dann besonders gross sei, 
wenn der Staat selbst als Bauherr um eine Bewilligung ersucht118. In diesen 
Fällen kommt der Kontrollfunktion der Verbände zweifellos besondere Bedeu-
tung zu. 

B. Ungleichbehandlung der Umweltschutzorganisationen 
gegenüber den anderen Beschwerdeberechtigten 

97. Die Problematik des Initiativtexts beschränkt sich nicht auf die Ungleichbe-
handlung von Entscheiden gleicher materieller Tragweite. Es stellt sich dar-
über hinaus zum einen die Frage, ob die Ungleichbehandlung von Umwelt-
schutzorganisationen gegenüber den anderen Beschwerdeberechtigten in Be-

__________________________________ 
118 MÜLLER/RHINOW, Ausgleich, S. 9. 
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zug auf Entscheide, die auf Volksabstimmungen beruhen, mit dem Gebot der 
Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung vereinbar ist. Zum anderen ist diese 
Ungleichbehandlung auch unter dem Aspekt des Willkürverbotes (Art. 9 BV) 
zu analysieren. 

1. Gebot der Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung (Art. 8 Abs. 1 BV) 

98. Vorab ist zu prüfen, ob das Rechtsgleichheitsgebot119 im vorliegenden Fall 
überhaupt Anwendung findet. Der Gleichbehandlungsgrundsatz verlangt, dass 
Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nach Mass-
gabe seiner Ungleichheit ungleich zu behandeln ist120. Eine Ungleichbehand-
lung der Umweltschutzorganisationen gegenüber den anderen Beschwerdebe-
rechtigten ist unter dem Aspekt des Rechtsgleichheitsgebots daher nur dann 
problematisch, wenn diese beiden Kategorien als „gleich“ i.S.v. Art. 8 Abs. 1 
BV qualifiziert werden können. 

99. Die Umweltschutzorganisationen und die übrigen Beschwerdeberechtigten – 
namentlich die legitimierten Privaten121 sowie die öffentlichrechtlichen Kör-
perschaften122 – sind zwar insofern „gleich“ als ihnen die Legitimation zur 
Anfechtung bestimmter Verfügungen zukommt. Allerdings wird ihnen die Be-
schwerdebefugnis aus unterschiedlichen Motivationen heraus zuerkannt. 

100. Dass die Umweltorganisationen im Verhältnis zu den übrigen Beschwerdebe-
rechtigten als „ungleich“ zu qualifizieren sind, wird deutlich, wenn die ver-
schiedenen Zwecke der Beschwerdelegitimation einander gegenübergestellt 
werden. Private können dann Beschwerde führen, wenn sie ein schutzwürdiges 
Interesse an der Abänderung oder Aufhebung einer bundesrechtswidrigen Ver-
fügung haben und durch die Verfügung berührt sind. Im Vordergrund steht – 
in Abgrenzung zur Popularbeschwerde – der Individualrechtsschutz123. Den in 
Umweltangelegenheiten zuständigen Bundesämtern kommt die Beschwerde-
befugnis aufgrund spezialgesetzlicher Bestimmungen im Hinblick auf die Ver-
tretung des öffentlichen Interesses und des objektiven Rechts zu124. Die Be-
schwerdeberechtigung der Kantone und Gemeinden folgt sodann keinem ein-
heitlichen Muster, sondern ist je nach anwendbarem Erlass unterschiedlich 
ausgestaltet125. Demgegenüber werden die Verbände damit betraut, in be-

__________________________________ 
119 Zur Tragweite des Gebots der Rechtsgleichheit in der Rechtssetzung vgl. vorne VII.A.1. 
120 Statt vieler HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 752. 
121 Vgl. Art. 103 lit. a OG und dazu EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 21. 
122 Vgl. Art 103 lit. a–c OG und dazu EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 36 ff. 
123 Vgl. EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 24. 
124  Vgl. Art. 56 Abs. 1 USG; Art. 12b Abs. 2 NHG; Art. 46 Abs. 2 WaG; Art. 67a Abs. 1 GSchG; 

Art. 26a Abs. 1 BGF. 
125 Vgl. dazu EPINEY/SOLLBERGER, Rechtsschutz, S. 40 ff. 
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stimmten, von Art. 12 NHG, Art. 55 USG und Art. 28 GTG näher ausgeführ-
ten Fällen die bereits bestehenden Mittel der Vollzugskontrolle zu ergänzen. 
Sie nehmen in bestimmten Konstellationen, in denen die Umweltauswirkun-
gen intensiv sind bzw. die Einhaltung des Bundesrechts besonders gefährdet 
ist, eine ergänzende Kontrollfunktion wahr126. 

101. Die Umweltverbände können sich im Verhältnis zu den anderen Beschwerde-
legitimierten daher nicht auf den Rechtsgleichheitsgrundsatz berufen. Es ist 
aus der Sicht des Rechtsgleichheitsgebots grundsätzlich unproblematisch, bei 
der Umschreibung des Beschwerderechts Differenzierungen zwischen den 
Verbänden einerseits und den übrigen Beschwerdeberechtigten anderseits vor-
zunehmen. Aus dem Rechtsgleichheitsgebot kann jedenfalls keine Pflicht ab-
geleitet werden, den Umweltverbänden die Anfechtung bestimmter Verfügun-
gen zu ermöglichen, gegen die andere Kategorien von Beschwerdelegitimier-
ten den Rechtsweg beschreiten können. Seine Grenze findet der gesetzgeberi-
sche Handlungsspielraum nicht im Rechtsgleichheitsgebot, sondern vielmehr 
im Willkürverbot (Art. 9 BV). 

2. Willkürverbot (Art. 9 BV) 

a) Tragweite 

102. Eine Norm verletzt das Willkürverbot, wenn sie sich «nicht auf ernsthafte 
sachliche Gründe stützen lässt oder sinn- und zwecklos ist»127. Im Bereich der 
Rechtssetzung hat das Willkürverbot selten eigenständige Bedeutung, da ein 
willkürlicher Erlass in der Regel gleichzeitig gegen ein anderes Grundrecht 
verstösst. Allerdings kann ein Verstoss gegen das Willkürverbot auch vorlie-
gen, ohne dass eine – durch Art. 8 BV gebotene – Ungleichbehandlung von 
zwei gleich zu regelnden Sachverhalten vorliegt128. 

b) Mangelnde Tauglichkeit zur Verhinderung von Verfahrensverzögerungen 

103. Gemäss dem Titel der Initiative streben die Initianten an, das Wirtschafts-
wachstum anzukurbeln. Mit der Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts 
wollen sie die ihrer Meinung nach bestehenden – primär finanziellen – negati-
ven Konsequenzen eliminieren, welche für Bauherren und Investoren aufgrund 
von Verfahrensverzögerungen entstehen.  

__________________________________ 
126  PFISTERER, Verhandeln, S. 117 f. 
127 BGE 116 Ia 81, 83 E. 6b. 
128 Statt vieler HÄFELIN/HALLER, Bundesstaatsrecht, N 811; MÜLLER, Grundrechte, S. 467 ff.; RHI-

NOW, N 1767. 
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104. Die Initiative setzt allerdings ausschliesslich an der Beschwerdelegitimation 
von Umweltverbänden an. Nicht Gegenstand des Initiativbegehrens bilden die 
Beschwerdemöglichkeiten Drittbetroffener, insbesondere von Nachbarn. Dies 
ist insofern problematisch, als Beschwerden von Einzelpersonen die wirt-
schaftliche Entwicklung ebenso lähmen können. Aufgrund der Tatsache, dass 
private Beschwerdeführer weit häufiger als Verbände in unbegründeten Fällen 
den Gang vor Gericht beschreiten129, muss der Initiative der Vorwurf gemacht 
werden, dass sie zwar ein dringendes Problem erkannt hat, ihre Lösung aber 
am falschen Ort – bei der falschen Kategorie von Beschwerdeführenden – an-
setzt. Dass ausgerechnet das Recht jener Beschwerdeführer beschnitten wer-
den soll, die damit erwiesenermassen verantwortungsvoll umgehen, entbehrt 
ernsthafter sachlicher Gründe und steht daher in einem gewissen Spannungs-
verhältnis zum Willkürverbot von Art. 9 BV130.  

C. Systemwidrige Umschreibung des Verbandsbeschwerderechts 

105. Die Initiative wirft insofern Fragen auf, als sie im Widerspruch zum geltenden 
System des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes steht, das einen bundes-
rechtlichen Minimalstandard statuiert, an den sich die kantonalen Rechtsord-
nungen zu halten haben. In Abkehr davon würde eine Annahme der Initiative 
im Bereich des Verbandsbeschwerderechts zu einer Auflösung solcher Min-
destanforderungen führen. Zudem hat die Initiative zur Folge, dass der An-
wendungsbereich eines bundesrechtlichen Rechtsmittels zur korrekten Durch-
setzung des Bundesverwaltungsrechts letztlich auf kantonaler bzw. kommuna-
ler Ebene determiniert würde. Ergebnis wäre eine Schwächung der einheitli-
chen Durchsetzung der ordnungsgemässen Umsetzung des Bundesrechts auf 
dem gesamten Gebiet der Eidgenossenschaft.  

1. Grundsatz der Einheit des Verfahrens 

106. Der Bundesgesetzgeber definiert in Art. 98a OG einen Minimalstandard hin-
sichtlich der Ausgestaltung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes auf 
kantonaler Ebene. Demgemäss haben die Kantone richterliche Behörden als 
letzte kantonale Instanzen zu bestellen, soweit gegen deren Entscheide unmit-
telbar die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht zulässig ist 
(Abs. 1). Gemäss Abs. 3 sind Beschwerdelegitimation und Beschwerdegründe 

__________________________________ 
129 Vgl. die Studie von TANQUEREL/FLÜCKIGER/DUBOUCHET. 
130 Auch der Vorschlag der Rechtskommission des Ständerats befasst sich ausschliesslich mit der Be-

schwerdelegitimation der Umweltverbände. Die Rechtskommission des Ständerates ist sich der 
relativ beschränkten Tragweite ihrer Anträge allerdings bewusst. Vgl. Bericht der Kommission 
für Rechtsfragen des Ständerates, BBl 2005 5362. 
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vor den letzten kantonalen Instanzen mindestens im gleichen Umfang zu ge-
währleisten wie für die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht. 
Dieser Minimalstandard, der einen reibungslosen Anschluss an das Rechtsmit-
telverfahren des Bundes gewährleistet, darf von den Kantonen nicht unter-
schritten werden.  

107. Mit der Einheit des Verfahrens befasst sich auch Art. 104 Abs. 1 BGG, wo-
nach sich alle, die zur Beschwerde an das Bundesgericht berechtigt sind, am 
Verfahren vor allen kantonalen Vorinstanzen als Partei beteiligen können 
müssen. Die Prüfungsbefugnis der kantonalen Vorinstanzen soll zudem mit 
derjenigen des Bundesgerichts identisch sein (Abs. 3).  

108. Aus dem Grundsatz der Einheit des Verfahrens geht hervor, dass Beschwerde-
legitimation und Beschwerdegründe gemäss geltendem Recht im Sinne eines 
Minimalstandards von oben nach unten, das heisst vom Bundesgesetzgeber an 
den kantonalen Gesetzgeber vorgegeben werden. Mit der Aufnahme von 
Art. 98a ins OG wurde ursprünglich primär eine Entlastung des Bundesge-
richts angestrebt. Der Ausbau der richterlichen Vorinstanzen auf kantonaler 
Ebene sollte die Verwaltungsrechtspflege der eidgenössischen Gerichte ent-
lasten131. Art. 98a OG dient daneben aber auch rechtsstaatlichen und bundes-
staatlichen Erfordernissen, indem er einen angemessenen und einheitlichen 
Rechtsschutz in allen Kantonen gewährleistet132. Über den Einzelfall hinaus 
trägt das Prozessrecht damit zum Schutz der Grundlagen des Rechtsstaates bei. 
Dazu gehören insbesondere der allgemeine Grundsatz des Vorranges des Bun-
desrechts vor dem kantonalen Recht sowie die einheitliche Anwendung des 
Bundesrechts auf dem Gebiet der Eidgenossenschaft133. 

109. Im Bereich des Verbandsbeschwerderechts hat der Bundesgesetzgeber eben-
falls Mindestanforderungen an das kantonale Recht gestellt134. Dies geht aus 
Art. 12 Abs. 3 lit. a NHG sowie Art. 55 Abs. 3 USG hervor, wonach die auf 
Bundesebene zur Beschwerde berechtigten Umweltorganisationen auch legi-
timiert sind, von den Rechtsmitteln im kantonalen Bereich Gebrauch zu ma-
chen.  

__________________________________ 
131  Botschaft Bundesrechtspflege, BBl 1991 II 524. 
132 Botschaft Bundesrechtspflege, BBl 1991 II 484. 
133 ZIMMERLI/KÄLIN/KIENER, Grundlagen, S. 4; KÖLZ/HÄNER, Verwaltungsverfahren, N 9 ff. 
134  Im Bereich des GTG ist dies nicht erforderlich, weil diese Bewilligungen nicht von kantonalen 

Behörden erteilt werden, vgl. Art. 11 und 12 GTG. 
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2. Abkehr von einem bundesrechtlichen Minimalstandard  

110. Der Initiativtext durchbricht im Bereich des Verbandsbeschwerderechts den 
Grundsatz der Einheit des Verfahrens. Während gemäss geltendem Recht die 
Kantone bei der gerichtlichen Überprüfung der Anwendung von Bundesver-
waltungsrecht Beschwerdelegitimation und Beschwerdegründe mindestens im 
selben Umfang wie bei der Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesge-
richt gewährleisten müssen, würde der Umfang des Verbandsbeschwerde-
rechts bei einer Annahme der Initiative weitgehend durch das kantonale Recht 
determiniert.  

111. Zwar wäre das Beschwerderecht vor den letzten kantonalen Instanzen noch 
immer identisch mit demjenigen vor Bundesgericht, allerdings würden seine 
Vorgaben von unten vorgegeben. Die mittels Verbandsbeschwerde anfechtba-
ren Entscheide wären nicht mehr abschliessend auf Bundesebene festgeschrie-
ben. Vielmehr würde der Umfang des Beschwerderechts davon abhängen, 
welche Entscheide auf kantonaler und namentlich kommunaler Ebene in den 
Kompetenzbereich von Volk und Parlament fallen. Wie dargelegt, variiert die 
diesbezügliche Rechtslage sowohl hinsichtlich der Ausgabenbeschlüsse als 
auch der Planungsentscheide zwischen den einzelnen Gemeinwesen135.  

112. Dies führt zu einer unübersichtlichen Rechtslage, da die Umschreibung des 
Anfechtungsobjekts primär auf die kantonale und kommunale Ebene verlagert 
wird und letztlich das kantonale oder kommunale Recht entscheidet, ob be-
stimmte Verstösse gegen Bundesverwaltungsrecht mittels Verbandsbeschwer-
de anfechtbar sind oder nicht. Die prozessuale Durchsetzung von Bundesver-
waltungsrecht mittels eines bundesrechtlichen Rechtsmittels – der Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde – wäre bei einer Annahme der Initiative daher nicht 
mehr auf dem gesamten Gebiet der Eidgenossenschaft gleichermassen ge-
währleistet. Wie oben dargelegt, kommt den Verbänden eine wichtige Funkti-
on im Hinblick auf die Sicherstellung der korrekten Anwendung des Bundes-
rechts zu136. Diese Funktion könnten sie nur noch in eingeschränktem Masse 
wahrnehmen. Kantone und Gemeinden können mit einer Übertragung be-
stimmter Entscheide an Volk oder Parlament, beispielsweise im Bereich des 
Planungsrechts, das Verbandsbeschwerderecht zudem nach Belieben ein-
schränken. Die Gefahr, dass Bundesrecht uneinheitlich angewendet wird, wür-
de dadurch zweifellos wachsen. 

__________________________________ 
135 Vgl. vorne VI.C.2b und 3b. 
136 Vgl. vorne VII.A.3.c. 
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VIII. Fazit 

113. Zwar beabsichtigen sowohl die Rechtskommission des Ständerates als auch 
die Initianten der Volksinitiative 'Verbandsbeschwerderecht: Schluss mit der 
Verhinderungspolitik – Mehr Wachstum für die Schweiz!' die Verzögerung 
wirtschaftlich bedeutender Bauvorhaben und die damit einher gehenden Kos-
tenfolgen zu verhindern. Sie verfolgen dieses Ziel allerdings mit sehr unter-
schiedlichen Mitteln, wobei die vorliegend diskutierte Volksinitiative einen 
systemwidrigen Ansatz wählt, der letztlich mit einschneidenden Konsequenzen 
für das Umweltrecht und das Verfahrensrecht verbunden ist. Aus diesem 
Grund besteht auch keine Möglichkeit, die beiden Vorschläge miteinander zu 
verbinden. Vielmehr tragen sie auf unterschiedliche Weise zu mehr oder we-
niger starken Einschränkungen des Verbandsbeschwerderechts bei. 

114. Der nach einer Annahme der Initiative verbleibende Anwendungsbereich des 
Verbandsbeschwerderechts hängt in erster Linie davon ab, welcher Bedeu-
tungsgehalt der Initiative zugesprochen wird. Abhängig davon reduziert sich 
der Kreis der möglichen Anfechtungsobjekte des Verbandsbeschwerderechts 
mehr oder weniger stark. Unabhängig davon, welches Auslegungsergebnis 
man der Volksinitiative verleihen will, kann festgehalten werden, dass für jene 
Erlasse, Beschlüsse und Entscheide, die bei einer Annahme der Initiative vom 
Verbandsbeschwerderecht ausgeschlossen würden, die Vollzugskontrolle 
durch die Umweltverbände nicht mehr zum Tragen käme.  

115. Hinsichtlich jener Verfügungen und Entscheide, die nicht auf einem demokra-
tischen Entscheid beruhen, könnten die Verbände ihre Kontrollfunktion wei-
terhin wahrnehmen. Auch in diesem Bereich ist das Verbandsbeschwerderecht 
zweifellos wichtig und von grosser Bedeutung. Allerdings besteht eine Mit-
wirkung von Volk und Parlament häufig gerade bei grossen und bedeutsamen 
Projekten, deren Implikationen für Umwelt und Natur in der Regel beträcht-
lich sind. Diese laufen eher als kleinere und unabhängig vom demokratischen 
Prozess bewilligte Vorhaben Gefahr, gegen das übergeordnete Recht zu ver-
stossen und negative Auswirkungen auf die Umwelt zu entfalten. Sollte die  
Initiative zu Stande kommen und vom Volk gutgeheissen werden, ist mit gra-
vierenden rechtsstaatlichen Defiziten im Umweltbereich zu rechnen, die insbe-
sondere das Gebot zur ordnungsgemässen Umsetzung des Bundesrechts (Art. 
46 Abs. 1 BV) beeinträchtigen. 

116. Zu bemängeln ist schliesslich, dass eine Annahme der Initiative den positiven 
Einfluss der Verbände in der Projektierungsphase verringern würde. Die blos-
se Existenz des Verbandsbeschwerderechts führt in der Praxis oftmals dazu, 
dass Verbände frühzeitig in die Projektierung und die Entscheidfindung invol-
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viert werden137. Wird bei Entscheiden des Volkes oder eines Parlamentes das 
Verbandsbeschwerderecht entzogen, sinkt die Motivation des Gesuchstellers, 
die Verbände mit einzubeziehen und von Beginn weg ein umweltrechtskon-
formes Projekt zu präsentieren. Es ist daher zu erwarten, dass bei einer derar-
tigen Beschneidung des Beschwerderechts die Verbände nur noch beschränkt 
in Planungs- und Entscheidfindungsprozesse einbezogen würden und diese für 
den ordnungsgemässen Vollzug des materiellen Rechts wichtige präventive 
Funktion des Verbandsbeschwerderechts nicht mehr im selben Umfang zum 
Tragen kommen würde wie bisher. 

 

 

Zürich, 19. Dezember 2005 

 

  Helen Keller 

__________________________________ 
137 LORETAN, N 5 ff. zu Art. 55; PFISTERER, Verhandeln, S. 118 f. 
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